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Satzung der Stadt Konstanz uber die offentliche Abwasserbeseitigung
(Abwassersatzung - AbwS) in der Fassung vom 15.12.2005,
gedndert am 19.12.2006, 20.12.2007, 27.11.2008, 25.06.2009, 16.12.2010, 21.07.2011, 20.12.2012,
18.12.2014, 17.12.2015, 20.12.2016, 13.12.2018, 17.12.2020, 25.03.2021, 24.11.2022 und 17.12.2024

Aufgrund von § 46 des Wassergesetzes fir Baden Wirttemberg (WG) und der §§ 4 und 11 der Gemeinde-
ordnung flr Baden-Widrttemberg (GemO) in Verbindung mit den §§ 2, 11, 13 bis 17, 20 bis 32 und 42 des
Kommunalabgabengesetzes fir Baden-Wirttemberg (KAG) hat der Gemeinderat der Stadt Konstanz folgende
Satzung beschlossen:
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. Allgemeines

§1
Offentliche Einrichtung

Die Stadt Konstanz (Entsorgungsbetriebe Stadt Konstanz) nachstehend kurz "Gemeinde" genannt, be-
treibt die Beseitigung des in ihrem Gebiet anfallenden Abwassers als eine 6ffentliche Einrichtung. Sie
stellt die hierzu erforderlichen 6ffentlichen Abwasseranlagen bereit.

Diese Satzung regelt die Benutzung der 6ffentlichen Einrichtung und dient hierbei insbesondere dazu
1. schadliche Auswirkungen auf die Umwelt, insbesondere auf die Gewasser zu vermeiden,

2. die offentliche Abwasseranlage und deren Bedienstete zu schitzen,

3. den Schadstoffgehalt des Klarschlamms zu verringern.

Befugnisse, die der Gemeinde nach dieser Satzung eingeraumt sind, dirfen nur zu diesen Zwecken aus-
gelbt werden.

Die Gemeinde ist zur Beseitigung von Abwasser nur verpflichtet, soweit das Abwasser als angefallen gilt.
Als angefallen gilt Abwasser, das

1. Uber eine Grundstiicksentwasserungsanlage in die offentliche Abwasseranlage eingeleitet wird
(zentrale Abwasserbeseitigung),

2. in Kleinklaranlagen und geschlossenen Gruben gesammelt wird (dezentrale Abwasserbeseitigung) o-
der

3. zu einer 6ffentlichen Abwasserbehandlungsanlage gebracht (angeliefert) wird.
§ 46 Abs. 2 Ziff. 2 WG gilt entsprechend.

Art, Lage und Umfang der 6ffentlichen Abwasseranlagen sowie den Zeitpunkt ihrer Herstellung, Erneue-
rung, Erweiterung oder Anderung bestimmt die Gemeinde. Ein Rechtsanspruch auf derartige Maf3nah-
men besteht nicht.

Fir die Erstellung und Herausgabe von Kanalkatasterausziigen erhebt die Gemeinde eine Geblihr. Diese
betragt bis einschlief3lich DIN A3 je Auszug 20 €, grofier als DIN A3 bis einschlief3lich DIN A0 je Auszug
40 €. Fur Auszige im DWG/DXF Format wird zusatzlich eine Mindestgeblihr von 50 € erhoben (beinhaltet
bis zu 625 Elemente im jeweils relevanten Bereich) sowie zusatzlich 0,08 € pro Element sofern mehr als
625 Elemente beinhaltet sind.

Soweit die Leistungen, die den in dieser Satzung festgelegten Kosten zugrunde liegen, umsatzsteuer -
pflichtig sind, wird zu diesen noch die Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer) in der im Umsatzsteuergesetz je-
weils festgelegten Héhe hinzugerechnet.

§2

Begriffsbestimmungen

Abwasser im Sinne dieser Satzung ist

1. das durch hauslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch verunreinigt oder
sonst in seinen Eigenschaften veranderte und das bei Trockenwetter damit zusammen abflieRende
Wasser (Schmutzwasser),

2. das von Niederschlagen aus dem Bereich bebauter oder befestigter Grundstiicke abflieRende und
gesammelte Wasser (Niederschlagswasser).

Als Schmutzwasser gelten auch die aus Anlagen zum Behandeln, Lagern oder Ablagern von Abfallen
austretenden und gesammelten FlUssigkeiten.

Die Abwasserbeseitigung im Sinne dieser Satzung umfaft

—_

. die zentrale Abwasserbeseitigung,

2. die dezentrale Abwasserbeseitigung,

3. die Uberwachung der Einleitung von Abwasser in die éffentlichen Abwasseranlagen,
4

. die Untersuchung von Abwasserproben.
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Die zentrale Abwasserbeseitigung umfasst alle zentralen Abwasseranlagen mit dem Zweck, das im Ge-
meindegebiet anfallende Abwasser zu sammeln, den Abwasserbehandlungsanlagen zuzuleiten und zu
reinigen.

Die zentralen Abwasseranlagen gliedern sich in
1. offentliche Abwasseranlagen und
2. Grundstlicksentwasserungsanlagen.

Zur ¢ffentlichen Abwasseranlage gehdren

1. Abwasserpumpwerke und Klaranlagen, Regenwasserbehandlungsanlagen, alle Kanale mit Sammler-
funktion (6ffentliche Kanéle) sowie offene und geschlossene Graben, soweit sie von der Gemeinde
zur offentlichen Abwasserbeseitigung genutzt werden;

2. gemeindeeigene Einrichtungen zur Uberwachung und Untersuchung von Abwasser;

3. Anlagen, die Dritten gehdren, aber mit deren Zustimmung von der Gemeinde fir die 6ffentliche Ab-
wasserbeseitigung benutzt oder mitbenutzt werden.

Grundstiicksentwasserungsanlagen im Sinne dieser Satzung sind alle Einrichtungen bis zur Abzweig-
stelle des offentlichen Kanalnetzes, die der Sammlung, Vorbehandlung, Priifung und Ableitung des Ab-
wassers dienen.

Zu den Grundstiicksentwasserungsanlagen gehéren
1. alle Einrichtungen auf dem eigenen Grundstiick (Hausanschluss),

2. Verbindungsleitungen und diesen Leitungen dienende Kontrollschachte von der Grundstlcksgrenze
zur offentlichen Sammelleitung im Bereich der 6ffentlichen Verkehrs- und Grinflachen (Anschlusska-
nale),

3. ausnahmsweise Verbindungsleitungen von der Grundstlicksgrenze Uber andere Privatgrundsticke
(Hinterlieger) zur offentlichen Sammelleitung (Stichkanale).

Die dezentrale Abwasserbeseitigung umfasst die Abfuhr und Beseitigung des Schlamms aus Kleinklaran-
lagen sowie des Inhalts von geschlossenen Gruben einschlieRlich der Uberwachung des ordnungsgema-
Ren Betriebs dieser Anlagen durch die Gemeinde oder den von ihr zugelassenen Dritten.

Zu den o6ffentlichen dezentralen Abwasseranlagen gehoéren alle Vorkehrungen und Einrichtungen fir die
Abfuhr und die Behandlung von Abwasser aus geschlossenen Gruben und Fakalschlamm aus Kleinklar-
anlagen (Hausklaranlagen) aulRerhalb des zu entwassernden Grundsticks.

Zu den privaten dezentralen Abwasseranlagen gehoéren insbesondere Kleinklaranlagen (Hausklaranla-
gen) und geschlossene Gruben, einschliel3lich Zubehér, innerhalb des zu entwassernden Grundstiicks.

§3

Niederschlagswasser-Beseitigungsanlagen

Werden Anlagen fiir das Sammeln, Verwenden, Versickern oder Einleiten von Niederschlagswasser herge-
stellt, gelten folgende Regelungen:

1.

Das auf 6ffentlichen und privaten Flachen anfallende Niederschlagswasser soll unter Ausschépfung der
Versickerungsfahigkeit der Bdden und der Reinigungsfahigkeit der belebten und begriinten oberen Bo-
denschicht weitestgehend dezentral versickert oder in ein oberirdisches Gewasser eingeleitet werden.

Die Niederschlagswasser-Beseitigung umfasst auch das Ruckhalten von Niederschlagswasser.

Zur offentlichen Abwasseranlage (§ 2 Abs.5) gehdren auch Anlagen zur Versickerung, Beseitigung und
Einleitung des Niederschlagswassers, soweit sie rechtlich und wirtschaftlich ein einheitliches System bil-
den und von der Gemeinde als 6ffentliche Einrichtung betrieben und unterhalten werden (6ffentliche Nie-
derschlagswasser-Beseitigungsanlagen), wie

a) dezentrale und semizentrale Mulden-Rigolen-Systeme,

b) oberflachige oder oberflichennahe Ableitungselemente (Muldensteine, Pflasterrinnen, Schwerlastrin-
nen, Flachkanale u.a.),

c) offentliche Gewasser.

Zu den offentlichen Niederschlagswasser-Beseitigungsanlagen gehdren auch Anlagen und Einrichtun-
gen, die nicht von der Gemeinde selbst, sondern von Dritten hergestellt und unterhalten werden, wenn
sich die Gemeinde ihrer zur 6ffentlichen Niederschlagswasserbeseitigung bedient.
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Zu den Grundstiicksentwasserungsanlagen (§ 2 Abs. 6) gehdren auch alle Einrichtungen, die der Rick-
haltung, Behandlung, Versickerung und Einleitung des Niederschlagswassers dienen.

Die in Ziff. 4 aufgefiihrten Einrichtungen sind auch Bestandteil der jeweiligen Grundstiicksentwasserungs-
anlagen (§ 2 Abs. 6 Ziff. 1 bis 3), soweit sie nicht zu den 6ffentlichen Abwasseranlagen gehdren (private
Niederschlagswasser-Beseitigungsanlagen).

Il. Anschluss und Benutzung

§4
Berechtiqung und Verpflichtung zum Anschluss und zur Benutzung

Die Eigentimer von Grundstlcken, auf denen Abwasser anféllt, sind nach naherer Bestimmung dieser
Satzung berechtigt und verpflichtet, ihre Grundstiicke an die 6ffentliche Abwasserbeseitigung anzuschlie-
Ren, deren Einrichtungen zu benutzen und das gesamte auf den Grundstiicken anfallende Abwasser der
Gemeinde im Rahmen des § 46 Abs. 1 und Abs. 2 WG zu Uberlassen. Der Erbbauberechtigte oder sonst
dinglich zur baulichen Nutzung des Grundstiicks Berechtigte tritt an die Stelle des Grundstlickseigenti-
mers.

Die Benutzungs- und Uberlassungspflicht nach Absatz 1 trifft auch die sonst zur Nutzung eines Grund-
stlicks oder einer Wohnung berechtigten Personen.

Bebaute Grundstlicke sind anzuschlieRen, sobald die fir sie bestimmten 6ffentlichen Abwasseranlagen
betriebsfertig hergestellt sind und zur Benutzung bereitstehen. Wird die 6ffentliche Abwasseranlage erst
nach Errichtung einer baulichen Anlage hergestellt, so ist das Grundstlck innerhalb von sechs Monaten
nach der betriebsfertigen Herstellung anzuschlie3en.

Unbebaute Grundstiicke sind anzuschlielten, wenn der Anschluss im Interesse der 6ffentlichen Gesund-
heitspflege, des Verkehrs, aus bautechnischen oder aus anderen Grinden des 6ffentlichen Wohls gebo-
ten ist.
§5
Anschlussstelle, vorldufiger Anschluss

Wenn der Anschluss eines Grundstlicks an die nachste offentliche Abwasseranlage technisch unzweck-
mafig oder die Ableitung des Abwassers liber diesen Anschluss fir die 6ffentliche Abwasseranlage nach-
teilig ware, kann die Gemeinde verlangen oder gestatten, dal} das Grundstlick an eine andere 6ffentliche
Abwasseranlage angeschlossen wird.

Ist die fur ein Grundstlck bestimmte 6ffentliche Abwasseranlage noch nicht hergestellt, kann die Ge-
meinde den vorldufigen Anschluss an eine andere 6ffentliche Abwasseranlage gestatten oder verlangen.

§6
Befreiungen

Von der Verpflichtung zum Anschluss seines Grundstiicks an die 6ffentliche Abwasserbeseitigung und
von der Pflicht zur Benutzung deren Einrichtungen ist aufgrund § 46 Abs. 4 und Abs. 5 Satz 1 WG der
nach § 4 Abs.1 Verpflichtete auf Antrag insoweit und solange zu befreien, als ihm der Anschluss bzw. die
Benutzung wegen seines die o6ffentlichen Belange Uberwiegenden privaten Interesses an der eigenen
Beseitigung des Abwassers nicht zugemutet werden kann und die Befreiung wasserwirtschaftlich unbe-
denklich ist.

Im Rahmen der dezentralen Abwasserbeseitigung wird der nach § 4 Abs. 1 Verpflichtete auf Antrag von
der Benutzung der gemeindlichen Abfuhr des Schlamms bzw. Abwassers insoweit und solange befreit,
als er selbst eine ordnungsgemale Abfuhr des auf seinem Grundstlick anfallenden Schlamms bzw. Ab-
wassers sicherstellen kann. Der Gemeinde ist auf Verlangen die ordnungsgemafe Abfuhr nachzuweisen.

§7

Anschluss- und Benutzungszwang bei der Niederschlagswasserbeseitigung

Fur die private Niederschlagswasserbeseitigung durch Anlagen zur Versickerung im Sinne von § 3 sowie
durch schadlose Einleitung in ein oberirdisches Gewasser gelten anstelle der §§ 4 bis 6 die nachfolgenden
Regelungen.

Niederschlagswasser von Grundsticken, die nach dem 1.1.1999 bebaut, befestigt oder an die &ffentliche
Kanalisation angeschlossen werden, soll auf den Grundstlicken beseitigt oder genutzt werden. Setzt ein
Bebauungsplan fest, dafy im Bebauungsplangebiet Anlagen fir das Sammeln, Verwenden oder Versickern
von Niederschlagswasser herzustellen sind, gilt Satz 1 auch fiir Grundstiicke, die bereits vor dem 1.1.1999
bebaut, befestigt oder an die 6ffentliche Abwasseranlage angeschlossen waren. Vorhandene Anschluss-
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kanale geniel’en Bestandsschutz und dirfen zur Ableitung von Niederschlagswasser benutzt werden, so-
weit fUr sie eine Genehmigung vorliegt und keine zusatzlichen versiegelten Flachen angeschlossen wer-
den.

Bei der Beseitigung des Niederschlagswassers auf dem Grundstiick ist die Versickerungsfahigkeit des
Grundsticks auszuschopfen und dabei die Reinigungsfahigkeit der belebten und begriinten oberen Bo-
denschicht vollstandig auszunutzen (oberirdische Versickerung).

Eine erlaubnisfreie Einleitung in oberirdische Gewasser zur Beseitigung von Niederschlagswasser ist nur
zulassig, soweit dies schadlos unter Beachtung der Anforderungen der jeweils gliltigen Fassung der Ver-
ordnung des Ministeriums fir Umwelt und Verkehr Gber die dezentrale Beseitigung von Niederschlags-
wasser moglich ist.

In dem Umfang, in dem eine schadlose Beseitigung von Niederschlagswasser nach Maligabe der vorste-
henden Regelungen zulassig ist, besteht kein Anschluss- und Benutzungszwang.

Ein Anschluss- und Benutzungszwang zur Einleitung von Niederschlagswasser besteht nur in dem Um-
fang, in dem eine Versickerung im Sinne des Abs. 3 nicht mdglich ist. Die Gemeinde kann daruber hinaus
eine Anschluss- und Benutzungspflicht eines Grundstiickes an die 6ffentlichen Abwasserbeseitigungsan-
lagen anordnen, um eine Beeintrachtigung des Wohls der Allgemeinheit zu verhiten, insbesondere wenn

a) eine einwandfreie Beseitigung des Niederschlagswassers auf dem Grundstiick nicht standig gewahr-
leistet ist und/oder mit temporar auftretenden oberflachennahen Schichtwasser gerechnet werden
muss,

b) das auf dem Grundstick anfallende Niederschlagswasser erheblich verunreinigt ist,
c¢) durch die Versickerung Untergrundverunreinigungen mobilisiert werden.

Die Grundstiickseigentimer haben den Anschluss innerhalb von drei Monaten nach der Anordnung der
Gemeinde vorzunehmen. Im Ubrigen gelten die §§ 4 bis 6 entsprechend.

Ist eine Beseitigung von Niederschlagswasser auf dem Grundstick nicht oder nur teilweise mdéglich, so
haben die Grundstlickseigentiimer dies auf Aufforderung nachzuweisen.

Die Gemeinde kann eine Rickhaltung und/oder zeitliche Abflussverzégerung des Niederschlagswassers
auf dem Grundstlick fordern, wenn ein Anschluss an die 6ffentlichen Abwasseranlagen vorgenommen
werden soll und die zugelassene Niederschlagsabflussmenge tberschritten wird. Die Gemeinde kann die
zugelassene Niederschlagsabflussmenge (Spitzenabfluss in I/s) als Abflussmenge bezogen auf die GroRRe
der versiegelten Flache angeben (I/s je ha versiegelte Flache). Verandert sich die Niederschlagsmenge
durch Versiegelung von Flachen wesentlich, so kann eine Rickhaltung gefordert werden, wenn die 6ffent-
lichen Abwasseranlagen diese Menge nicht aufnehmen koénnen.

§8

Verbot des Einleitens, Einleitungsbedingungen

Von der o6ffentlichen Abwasserbeseitigung sind samtliche Stoffe ausgeschlossen, die die Reinigungswir-
kung der Klarwerke, den Betrieb der Schlammbehandlungsanlagen, die Schlammbeseitigung, oder die
Schlammverwertung beeintrachtigen, die offentlichen Abwasseranlagen angreifen, ihre Funktionsfahigkeit
oder Unterhaltung behindern, erschweren oder gefahrden kénnen, oder die den in &ffentlichen Abwasser-
anlagen arbeitenden Personen oder dem Vorfluter schaden kénnen. Dies gilt auch fir Flissigkeiten, Gase
und Dampfe.

Insbesondere sind ausgeschlossen

1. feuergefahrliche, explosive, giftige, fett- und dlhaltige Stoffe (zum Beispiel Heizol, Benzin, Karbit, Phe-
nole, Ole und Fette, Ol-/Wasseremulsionen, Sauren, Laugen, Salze, Reste von Pflanzenschutzmitteln
oder vergleichbaren Chemikalien, Lésungsmittel, Farbreste),

2. infektiose Stoffe, Medikamente,

3. radioaktive Stoffe, d. h. Abwasser, das hinsichtlich der Radioaktivitat die Freigrenzen des Strahlen-

schutzrechtes Uberschreitet,

4. Stoffe/Farbstoffe, soweit sie zu einer deutlichen Verfarbung des Abwassers in der Sammelklaranlage

oder des Gewassers fuhren,

5. Abwasser oder andere Stoffe, die schadliche Ausdinstungen, Gase, Dampfe oder Uble Gerlche ver-

breiten oder verursachen konnen,
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6. Stoffe auch im zerkleinerten Zustand -, die die Abwasseranlagen verstopfen, verkleben oder Ablage-
rungen hervorrufen kdnnen (zum Beispiel Kehricht, Schutt, Asche, Zellstoffe, Sand, Glas, Kies, Kunst-
stoffe, Textilien, Faserstoffe, Zement, Kunstharze, Teer, Pappe, Dung, Kiichenabfalle, Schlachtabfalle,
Haut- und Lederabfalle, Tierkoérper, Panseninhalt, Schlempe, Trub, Treber und hefehaltige Rickstande,
flissige Stoffe, die erharten),

7. Raumgut aus Leichtstoff- und Fettabscheidern, Jauche, Giille, Abwasser aus Dunggruben und Tierhal-
tungen, Silagegarsaft, Blut aus Schlachtereien, Molke,

8. Absetzgut, Schlamme oder Suspensionen aus Vorbehandlungsanlagen, Raumgut aus Grundstlcks-
klaranlagen und Abortgruben, unbeschadet gemeindlicher Regelung zur dezentralen Abwasserbeseiti-

gung,

9. Abwasser, bei dem im Einzelfall die in einer wasserrechtlichen Genehmigung festgesetzten Grenzwerte
nicht eingehalten werden. Es ist unzuléssig, ohne innerbetriebliche Notwendigkeit Abwasser zu verdin-
nen oder Abwasserteilstrdome innerbetrieblich zu vermischen, um Einleitungsverbote zu umgehen oder
die Einleitungswerte einzuhalten,

10. Abwasser, von dem zu erwarten ist, dass es gemal § 58 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG)
auch nach Behandlung in der Sammelklaranlage nicht den nach der Abwasserverordnung in ihrer je-
weils geltenden Fassung fiir die Einleitung malgebenden Anforderungen einschliellich der allgemei-
nen Anforderungen entsprechen wird.

11. Stoffe, die geeignet sind, die bei der Entleerung, Abfuhr und Behandlung der im Rahmen der dezentra-
len Abwasserbeseitigung eingesetzten Gerate, Fahrzeuge und Abwasserreinigungsanlagen zu beein-
trachtigen, zu beschadigen oder zu zerstdren.

(3) Unbeschadet der Regelung in Abs. 2 Nr. 9 darf Abwasser in die 6ffentlichen Abwasseranlagen nicht ein-
geleitet werden, dessen Beschaffenheit oder Inhaltsstoffe Gber den Einleitgrenzwerten der Anlage 1 der
Abwassersatzung liegen.

(4) Die Gemeinde kann im Einzelfall Gber die nach Abs. 2 einzuhaltenden Grenzwerte hinausgehende Anfor-
derungen stellen, wenn dies fiir den Betrieb der 6ffentlichen Abwasseranlagen erforderlich ist.

(5) Die Gemeinde kann im Einzelfall Abwasser von der 6ffentlichen Abwasserbeseitigung ausschlieen,

1. dessen Sammlung, Fortleitung oder Behandlung im Hinblick auf den Anfallort oder wegen der Art oder
Menge des Abwassers unverhaltnismalig hohen Aufwand verursachen wirde,

2. das nach den allgemein anerkannten Regeln der Abwassertechnik nicht mit hauslichen Abwassern
gesammelt, fortgeleitet oder behandelt werden kann.

(6) Die Gemeinde kann im Einzelfall Ausnahmen von den Bestimmungen der Absatze 1 bis 2 zulassen, wenn
offentliche Belange nicht entgegenstehen und die Versagung der Ausnahme im Einzelfall eine unbillige
Harte bedeuten wirde.

(7) Die Gemeinde kann in den Fallen der Absatze 1 bis 4 den Anschluss und die Benutzung gestatten, wenn
der Grundstlickseigentimer die flir den Bau und Betrieb der &ffentlichen Abwasseranlagen entstehenden
Mehrkosten ibernimmt und auf Verlangen angemessene Sicherheit leistet.

(8) Schlielt die Gemeinde in Einzelfallen Abwasser von der Beseitigung aus, bedarf dies der Zustimmung
der Wasserbehorde (§ 46 Abs. 4 Satz 2 WG).

(9) Bau- und wasserrechtliche Vorschriften sowie Anordnungen der Wasserbehdrde bleiben unberthrt.

§9
Einleitungsbeschriankungen, Frachtbegrenzungen

(1) Die Gemeinde kann im Einzelfall die Einleitung von Abwassern von einer Vorbehandlung oder Speiche-
rung abhangig machen, wenn seine Beschaffenheit oder Menge dies, insbesondere im Hinblick auf den
Betrieb der 6ffentlichen Abwasseranlagen oder auch sonstige 6ffentliche Belange, erfordert.

(2) Fakalienhaltiges Abwasser darf in 6ffentliche Abwasseranlagen, die nicht an ein 6ffentliches Klarwerk
angeschlossen sind, nur nach ausreichender Reinigung eingeleitet werden.

(3) Werden Gebiete im Trennverfahren entwassert, so ist das Schmutzwasser getrennt von dem Nieder-
schlagswasser und dem nicht reinigungsbedurftigen Abwasser in die jeweils daflr bestimmten offentli-
chen Abwasseranlagen einzuleiten. Bei Grundstiicken mit stark verschmutzten Dach- und Hofflachen
kann verlangt werden, dass das anfallende Niederschlagswasser ebenfalls in den Schmutzwasserkanal
eingeleitet wird.
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(4) Zu den in §1 Abs. 1 und 2 genannten Zwecken koénnen fur die einzuleitenden Abwasserinhaltsstoffe
neben den in der Anlage zu § 8 Abs. 2 Nr. 9 vorgeschriebenen Grenzwerten im Einzelfall Frachtbegren-
zungen festgesetzt werden. Dies gilt auch, wenn die Grenzwerte unterschritten werden. Die Fracht kann
bis zu einem durch eine innerbetriebliche Vorbehandlung nach dem Stand der Technik erreichbaren Wert
begrenzt werden.

§10
Eigenkontrolle

Bei Grundstiicken mit mengenmafig stark schwankendem oder gefahrentrachtigem Abwasser (z. B. aus Ge-
werbebetrieben oder Kliniken) kann die Gemeinde verlangen, dass auf Kosten des Grundstlickseigentimers
oder des Besitzers Vorrichtungen zur Messung und Registrierung der Abflisse und der Beschaffenheit

der Abwasser zur Bestimmung der Schadstofffracht in die Grundstiicksentwasserungsanlage eingebaut oder
an sonst geeigneter Stelle auf dem Grundstick angebracht, betrieben und in ordnungsgemalRem Zustand
gehalten werden.

Sie kann auch verlangen, dass eine Person bestimmt wird, die fur die Bedienung der Anlage und fur die Fih-
rung des Betriebstagebuches verantwortlich ist. Das Betriebstagebuch ist mindestens drei Jahre lang vom
Datum der letzten Eintragung oder des letzten Beleges ab gerechnet aufzubewahren und der Gemeinde auf
Verlangen vorzulegen.

§11

Grundstiicksbenutzung

Die Grundstlickseigentimer konnen bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 93 WHG verpflichtet werden,
fur Zwecke der offentlichen Abwasserbeseitigung das Verlegen von Kanalen einschlieRlich Zubehdr zur Ab-
und Fortleitung von Abwasser Uber ihre Grundstticke gegen Entschadigung zu dulden. Die Grundstlickseigen-
timer haben insbesondere den Anschluss anderer Grundstlicke an die Anschlussleitung zu ihren Grundstu-
cken zu dulden.

lll. Grundstiicksentwasserungsanlagen

§12
Anschlusskanale

(1) Anschlusskanale werden ausschlieRlich von der Gemeinde hergestellt, unterhalten, erneuert, gedndert,
abgetrennt und beseitigt.

(2) Art, Zahl und Lage der Anschlusskanale sowie deren Anderung werden nach Anhérung des Grundstiick-
seigentimers und unter Wahrung seiner berechtigten Interessen von der Gemeinde bestimmt.

(3) Die Gemeinde stellt die fur den erstmaligen Anschluss eines Grundstticks notwendigen Anschlusskanale
bereit. Jedes Grundstlick erhalt einen Anschlusskanal. In Neubaugebieten mit bestehendem Bebauungs-
plan kann die Gemeinde den Anschlusskanal bereits zusammen mit den ErschlieBungsmaflnahmen her-
stellen, auch wenn noch keine konkrete Bauabsicht von seiten des Grundstiickseigentiimers besteht. Bei
der Herstellung des Anschlusskanals ist die aus der Festsetzung des Bebauungsplans folgende konkrete
Bebaubarkeit des Grundstlicks zu beriicksichtigen.

(4) In besonders begrindeten Fallen (z. B. bei Sammelgaragen, Reihenhdusern) kann die Gemeinde den
Anschluss mehrerer Grundstlicke Uber einen gemeinsamen Anschlusskanal vorschreiben oder auf An-
trag zulassen. Die Kosten gemal § 13 Abs. 1 Ziff. 1 tragen die Eigentimer der gemeinsam angeschlos-
senen Grundstiicke als Gesamtschuldner. Die interne Aufteilung der Kosten untereinander bleibt Sache
der in Satz 1 genannten Grundstuckseigentimer. Erfolgt die MaRnahme an einem Teil des gemeinsamen
Anschlusskanals, der ausschlie3lich einem der beteiligten Grundstlicke dient, so hat allein der Eigentu-
mer dieses Grundstiicks die Kosten nach § 13 Abs. 1 Ziff. 1 zu tragen.

(5) Werden Gebiete im Trennverfahren entwassert, gelten die beiden Anschlusskanale als ein Anschlusska-
nal.

(6) Die Gemeinde kann auf Antrag des Grundstiickseigentiimers weitere Anschlusskanale sowie vorlaufige,
voribergehende Anschlisse herstellen.

(7) Die Abs. 1 bis 6 gelten auch fir Anschlusskanale, die der Abwasserableitung von privaten oder 6ffentli-
chen Niederschlagswasser-Beseitigungsanlagen im Sinne von § 3 dienen.
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§13
Kostenersatz fiir Anschlusskanile

Der Grundstuckseigentimer hat zu tragen:

1. Die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung, Veranderung und Beseitigung der Anschluss-
kanale (§ 12 Abs. 3 und 4);

2. Die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung, Veranderung und Beseitigung der Anschluss-
kanale und Anschliisse nach § 12 Abs. 6.

Zu diesen Kosten gehoren auch die Aufwendungen fiir die Wiederherstellung des alten Zustandes auf
den durch die Arbeiten beanspruchten Flachen sowie die Honorare fiir eigene Ingenieurleistungen der
Gemeinde nach der Verordnung Uber die Honorare fir Leistungen der Architekten und der Ingenieure
(HOAI) in der jeweils geltenden Fassung.

Der Erbbauberechtigte ist anstelle des Grundstlickseigentimers kostenersatzpflichtig. Mehrere Kosten-
ersatzpflichtige haften als Gesamtschuldner.

Kostenersatzpflichtig ist derjenige, der im Zeitpunkt der Entstehung des Kostenersatzanspruchs als Ei-
gentimer bzw. Erbbauberechtigter des angeschlossenen Grundstlicks im Grundbuch eingetragen ist.

Von der Grundbucheintragung abweichende Regelungen (zum Beispiel vertraglich vereinbarte vorzeitige
Ubertragung von Nutzen und Lasten an dem angeschlossenen Grundstiick) sind fiir die Gemeinde nicht
bindend.

Der Kostenersatzanspruch entsteht mit der endgiiltigen Herstellung des Anschlusskanals, im Ubrigen mit
der Beendigung der kostenersatzpflichtigen Malnahme. MalRgeblicher Zeitpunkt fir die endgultige Her-
stellung des Anschlusskanals ist der Tag der Anschlusskanal-Bauabnahme durch die Gemeinde.

Der Kostenersatzanspruch wird einen Monat nach Bekanntgabe des Kostenersatzbescheides fallig.

§14
Genehmigungen

Soweit Grundstlicke an die zentrale Abwasserbeseitigung angeschlossen werden sollen, bediirfen der
schriftichen Genehmigung der Gemeinde

a) die Herstellung der Grundstiicksentwéasserungsanlagen, deren Anschluss sowie deren Anderung;
b) die Benutzung der 6ffentlichen Abwasseranlagen sowie die Anderung und Benutzung.

Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn die Baugenehmigung erteilt ist, soweit die Gemeinde selbst Bau-
genehmigungsbehdrde ist. Bei voribergehenden oder vorldufigen Anschlissen wird die Genehmigung
widerruflich oder befristet ausgesprochen.

Einem unmittelbaren Anschluss steht der mittelbare Anschluss (z. B. Uber bestehende Grundstiicksent-
wasserungsanlagen) gleich.

Aus dem Antrag missen auch Art, Zusammensetzung und Menge der anfallenden Abwasser, die vorge-
sehene Behandlung der Abwasser und die Bemessung der Anlagen ersichtlich sein. Auferdem sind dem
Antrag folgende Unterlagen beizufligen:

- Lageplanim MaBstab 1 : 500 mit Einzeichnung samtlicher auf dem Grundstiick bestehender Gebaude,
der Stralle, der Schmutz- und Regenwasseranschlussleitungen, der vor dem Grundstiick liegenden
Straflenkanale und der etwa vorhandenen weiteren Entwasserungsanlagen, Brunnen, Gruben usw. ;

- die Grundrisse aller Geschosse der einzelnen anzuschlieRenden Gebaude im Malistab 1 : 100, mit
Einzeichnung der anzuschlielenden Entwasserungsteile, der Dachableitung und aller Entwasse-
rungsleitungen unter Angabe des Materials, der lichten Weite und der Absperrschieber oder Riick-
stauverschlisse;

- Systemschnitte der zu entwassernden Gebaudeteile im Mafstab 1 : 100 in der Richtung der Hauptlei-
tungen (mit Angabe der Hauptleitungen und der Fallrohre, der Dimensionen und der Gefallverhalt-
nisse, der Hohenlage, der Entwasserungsanlage und des Stralenkanals, bezogen auf Normalnull).

Die zur Anfertigung der Plane erforderlichen Angaben (Héhenlage des Strallenkanals, Lage der An-
schlussstelle und Héhenfestpunkte) sind bei der Gemeinde (bei den Entsorgungsbetrieben Stadt Kon-
stanz) einzuholen. Dort sind auch Formulare fur die Entwasserungsantrage erhaltlich.

Soll Grundwasser oder sonstiges Wasser, das kein Abwasser ist oder Abwasser, das der Beseitigungs-
pflicht nicht unterliegt in 6ffentliche Abwasseranlagen eingeleitet werden, ist eine besondere Genehmi-
gung der Gemeinde erforderlich. Sie wird nur widerruflich oder befristet ausgesprochen.
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§15
Antrag auf Genehmigung zum Bau von privaten Niederschlagswasser-Beseitigungsanlagen

(1) Der Bau von privaten Niederschlagswasser-Beseitigungsanlagen und ihre Benutzung sowie deren Ande-
rung bedarf der schriftlichen Genehmigung der Gemeinde.

(2) Fur den Antrag auf Genehmigung ist ein Formblatt (Antrag zum Bau von privaten Niederschlagswasser-
Beseitigungsanlagen) zu verwenden, das bei der Gemeinde erhaltlich ist. Der Antrag ist bei der Gemeinde
mindestens einen Monat vor dem geplanten Herstellungsbeginn der privaten Niederschlagswasser-Be-
seitigungsanlage oder dem Einleitungsbeginn schriftlich einzureichen. In den Fallen des § 7 ist der Antrag
spatestens einen Monat nach der Aufforderung zum Anschluss vorzulegen.

(3) Dem Antrag sind folgende Unterlagen in dreifacher Ausfertigung beizufligen:

a) einen Lage- und Héhenplan in dem auszuweisen sind
- die befestigten abflusswirksamen Flachen und die Art ihrer Nutzung (Dachflache, Lagerflache,
Zufahrt, Weg, Parkplatz u.a.),
- die GroRe der einzelnen abflusswirksamen Flachen in m?,
- die Art der Befestigung (Beton, Asphalt, Rasengittersteine u.a.),
- die Beseitigungsanlage einschlieRlich der Zufihrungen,

b) den die Flachenbilanz des Grundstiicks mit einer Auflistung aller Grundstiicksteilflachen nach Grofie
und Art der Nutzung (Haupt- und Nebengebaude, Hofflache, Parkplatze, Griinflachen u.a.),

c) den Bauentwurf der privaten Niederschlagswasser-Beseitigungsanlage einschlief3lich des Nachwei-
ses, dass die Anforderungen des § 7 Abs. 8 erflllt werden,

d) Angaben zur Sickerfahigkeit des Bodens,
e) hydrauliche Berechnung.

(4) Im Ubrigen gilt § 14 Abs. 1 bis 4 auch fir die Genehmigung und Abnahme zum Bau von privaten Nieder-
schlagswasser-Beseitigungsanlagen im Sinne von § 3 entsprechend.

§ 16
Regeln der Technik bei Stichkanalen und Hausanschliissen

Hausanschlisse und Stichkanale sind nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik herzustellen, zu
unterhalten und zu betreiben. Allgemein anerkannte Regeln der Technik sind insbesondere die technischen
Bestimmungen fir den Bau, den Betrieb und die Unterhaltung von Abwasseranlagen (DIN EN 1610, DIN EN
12056, DIN EN 752, DIN 1986) und die Einleitungsstandards, die die Oberste Wasserbehdrde durch &ffentli-
che Bekanntmachung einfuhrt.

Von den allgemein anerkannten Regeln der Technik kann abgewichen werden, wenn den Anforderungen auf
andere Weise ebenso wirksam entsprochen wird.

§17
Herstellung, Anderung und Unterhaltung der Stichkanile und Hausanschliisse

(1) Stichkanale werden bei neu zu erschlielenden Grundstiicken nur ausnahmsweise zugelassen, wenn ein
direkter Anschluss an einen Anschlusskanal technisch unmaoglich ist und Benutzungsrechte und Unter-
haltungspflichten vertraglich geregelt und dinglich gesichert sind.

(2) Stichkanale und Hausanschlisse hat der Grundstiickseigentimer auf seine Kosten herzustellen, zu er-
neuern, zu andern, zu beseitigen, zu unterhalten und nach Bedarf griindlich zu reinigen.

(3) Ist es aus technischen Griinden erforderlich, kann die Gemeinde zusammen mit den Anschlusskanélen
einen Teil der Stichkanale und Hausanschlisse, einschlief3lich der Priif- bzw. Kontrollschachte herstellen
oder erneuern. Die insoweit entstehenden Kosten hat der Grundstiickseigentimer zu tragen. § 13 gilt
entsprechend.

(4) Der Grundstlickseigentimer hat die Verbindung der Hausanschliisse und Stichkanale mit dem An-
schlusskanal im Einvernehmen mit der Gemeinde herzustellen. Anschlussleitungen sind in der Regel mit
mindestens 150 mm Nennweite auszufihren. Der letzte Schacht mit Reinigungsrohr ist so nah wie tech-
nisch mdglich an die 6ffentliche Abwasseranlage zu setzen; er muss stets zuganglich und bis auf Rick-
stauebene (§ 18 Absatz 5) wasserdicht ausgefihrt sein.

(5) Bestehende Hausanschlisse und Stichkanale sind von dem Grundstiickseigentiimer auf seine Kosten
zu andern, wenn Menge oder Art des Abwassers dies notwendig machen.
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(6) Kleinklaranlagen, abflusslose Gruben und Sickeranlagen sind binnen einer Frist von sechs Monaten au-
Rer Betrieb zu setzen, sobald das Grundstuck an ein &ffentliches Klarwerk angeschlossen ist. Die Kosten
der Stillegung tragt der Grundstiickseigentiimer.

(7) Wird ein Hausanschluss und/oder ein Stichkanal ganz oder teilweise - auch voribergehend - auf3er Betrieb
gesetzt, so kann die Gemeinde den Anschlusskanal verschlielen oder beseitigen. Die Kosten tragt der
Grundstulickseigentiimer.

(8) Die Abs. 1 bis 7 gelten auch fiir private oder 6ffentliche Niederschlagswasser-Beseitigungsanlagen im
Sinne von § 3 auf dem eigenen Grundstiick.

(9) Setzt eine Entwasserungsgenehmigung nach § 15 und/oder ein Bebauungsplan abweichend von Abs. 1
bis 2 fest, dass ein Hausanschluss und/oder ein Stichkanal als private Niederschlagswasser-Beseiti-
gungsanlage im Sinne von § 3 ganz oder teilweise von der Gemeinde herzustellen ist, hat der jeweilige
Grundstlckseigentimer die insoweit entstehenden Kosten zu tragen bzw. der Gemeinde zu ersetzen. §
13 gilt entsprechend.

(10) Verlauft eine Niederschlagswasser-Beseitigungsanlage Uber mehrere angeschlossene Grundstiicke
und/oder dient sie auch der Bewirtschaftung von Zuflissen von 6ffentlichen Flachen, sind die Kosten im
Sinne von Abs. 8 von den jeweiligen Grundstiickseigentiimern im Verhaltnis der jeweils zulassigen tGber-
baubaren Flachen (z. B. entsprechend der im Bebauungsplan festgesetzten zulassigen Grundflache oder
Grundflachenzahl) der angeschlossenen Grundstlicke zu tragen bzw. der Gemeinde zu ersetzen. § 13
gilt entsprechend.

§18
Abscheider, Hebeanlagen, Pumpen, Zerkleinerungsgeréate, Riickstausicherung

(1) Auf Grundstiicken, auf denen Fette, Leichtfliissigkeiten wie Benzin und Benzol sowie Ole oder Olrlick-
stédnde in das Abwasser gelangen kdnnen, sind Vorrichtungen zur Abscheidung dieser Stoffe aus dem
Abwasser (Abscheider mit dazugehoérenden Schlammféngen) einzubauen, zu betreiben, zu unterhalten
und zu erneuern.

(2) Die Abscheider mit den dazugehérenden Schlammfangen sind vom Grundstlickseigentiimer in regelma-
Rigen Zeitabstanden, dartber hinaus bei besonderem Bedarf zu leeren und zu reinigen. Bei schuldhafter
Saumnis ist er die Gemeinde schadenersatzpflichtig. Fir die Beseitigung der anfallenden Stoffe gelten
die Vorschriften iber die Abfallentsorgung.

(3) Die Gemeinde kann vom Grundstiickseigentimer im Einzelfall den Einbau und den Betrieb einer Abwas-
serhebeanlage verlangen, wenn dies fur die Ableitung des Abwassers notwendig ist; dasselbe gilt fur
Pumpanlagen auf Grundstiicken, die an Abwasserdruckleitungen angeschlossen werden. § 16 bleibt un-
berlhrt.

(4) Zerkleinerungsgerate fur Kichenabfalle, Miill, Papier usw. sowie Handtuchspender mit Spulvorrichtung
darfen nicht an Hausanschlusse und Stichkanéle angeschlossen werden.

(5) Toiletten mit Wassersplilung, Bodenablaufe, Ausgisse, Spilen, Waschbecken und dergl., die tiefer als
die Strallenoberflache an der Anschlussstelle der Grundstlicksentwasserung (Rickstauebene) liegen,
missen vom Grundstiickseigentiimer auf seine Kosten gegen Riickstau gesichert werden. Im Ubrigen
hat der Grundstiickseigentiimer auf seine Kosten fir riickstaufreien Abfluss des Abwassers zu sorgen.

Die Ruckstauverschlisse mussen der DIN EN 13564, Abwasserhebeanlagen mussen der DIN EN 12050
entsprechen.

§19
Abnahme und Priifung der Grundstiicksentwasserungsanlagen, Zutrittsrecht

(1) Vor der baurechtlichen Abnahme darf die Grundstiicksentwasserungsanlage nicht in Betrieb genommen
werden. Ist eine Baugenehmigung nicht erforderlich, erfolgt die Abnahme durch die Gemeinde. Die Ab-
nahme der Grundstiicksentwasserungsanlage befreit den Bauherrn, den Planverfasser, den Bauleiter
und den ausflihrenden Unternehmer nicht von ihrer Verantwortlichkeit fiir die vorschriftsmafige und feh-
lerfreie Ausfiihrung der Arbeiten.

(2) Die Gemeinde ist berechtigt, die Grundstlicksentwasserungsanlagen zu priifen. Der Grundstlickseigen-
timer und der Besitzer (nach § 4 Abs. 1) sind verpflichtet, die Prifungen zu dulden und dabei Hilfe zu
leisten. Sie haben den zur Prifung des Abwassers notwendigen Einblick in die Betriebsvorgange zu ge-
wahren und die sonst erforderlichen Auskiinfte zu erteilen. Die mit der Uberwachung der Anlagen beauf-
tragten Personen durfen Grundstiicke zum Zwecke der Prifung der Einhaltung der Satzungsbestimmun-
gen betreten.
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(3) Der Grundstiickseigentimer und der Besitzer sind verpflichtet, Hausanschluss und ggf. Stichkanal ent-
sprechend den allgemein anerkannten Regeln der Technik auf Dichtigkeit und sonstige Mangel zu prifen.
§ 16 gilt entsprechend.

(4) Bei Betriebsstérungen oder erkennbaren Mangeln an den Anschlusskanalen haben der Grundsticksei-
gentumer und der Besitzer die Gemeinde unverziglich zu benachrichtigen.

(5) Der Grundstiickseigentiimer ist verpflichtet, festgestellte Mangel an Hausanschluss und ggf. Stichkanal
unverziglich zu beseitigen. Werden Mangel an Hausanschluss und ggf. Stichkanal von der Gemeinde
festgestellt, ist der Grundstlickseigentiimer nach schriftlicher Aufforderung durch die Gemeinde zur frist-
gerechten Beseitigung verpflichtet.

(6) Die Abs. 1 bis 5 gelten fiur private Niederschlagswasser-Beseitigungsanlagen im Sinne von § 3 entspre-
chend. Dartber hinaus ist der Grundstiickseigentiimer verpflichtet, die Betriebsfahigkeit und Betriebssi-
cherheit dieser privaten Niederschlagswasser-Beseitigungsanlagen auf seine Kosten durch eine regel-
maRige Wartung zu erhalten. Hierzu gehdren insbesondere:

a) eine mindestens halbjahrliche Kontrolle der Beseitigungsanlage,

b) die unverziigliche Beseitigung von Verstopfungen, gréReren Stoffanreicherungen und baulichen
Schaden und

c) im Winter bei einsetzendem Tauwetter die Freihaltung der Zu- und Ablaufe von Schnee und Eis.
IV. Uberwachung, Haftung

§20
Indirekteinleiterkataster

Die Gemeinde ist nach § 49 Abs. 1 WG in Verbindung mit der Eigenkontrollverordnung des Landes Baden-
Wiirttemberg verpflichtet, Betriebe, von deren Abwasseranfall nach Beschaffenheit und Menge ein erheblicher
Einfluss auf die offentliche Abwasserbehandlungsanlage zu erwarten ist, in einem sogenannten Indirektein-
leiterkataster zu erfassen. Dieses wird bei der Gemeinde geflihrt und wird auf Verlangen der Wasserbehorde
vorgelegt.

Die Verantwortlichen dieser Betriebe sind verpflichtet, der Gemeinde, auf deren Anforderung hin, die fur die
Erstellung des Indirekteinleiterkatasters erforderlichen Angaben zu machen.

Dabei handelt es sich um folgende Angaben:

Name des Betriebes, Produktion (Art, Umfang), Abwassermenge (m?%/d) gegebenenfalls pro Einzeleinleitung,
Art der Abwasserbehandlungsanlage(n) (Haupteinsatzstoffe, Hauptwasserinhaltsstoffe) und Verantwortliche
im Betrieb (Name, Telefonnummer).

Die Gemeinde wird dabei die Geheimhaltungspflicht von Geschafts- und Betriebsgeheimnissen sowie die Be-
lange des Datenschutzes beachten.

§21
Dezentrale Abwasseranlagen

(1) Die ordnungsgemalie Wartung der Kleinklaranlagen ist vom Grundstiickseigentimer gegenlber der Ge-
meinde jahrlich durch die Vorlage der Bescheinigung eines Fachbetriebes oder Fachmannes nachzuwei-
sen.

(2) Die Entsorgung der dezentralen Abwasseranlagen erfolgt regelmafig, mindestens jedoch in den von der
Gemeinde fir jede Kleinklaranlage und geschlossene Grube unter Berlicksichtigung der Herstellerhin-
weise, der DIN 4261, den Bestimmungen der Allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung sowie der was-
serrechtlichen Entscheidung festgelegten Abstande oder zusatzlich nach Bedarf.

(3) Der Grundstiickseigentiimer hat der Gemeinde den etwaigen Bedarf fiir eine Entleerung vor dem fiir die
nachste Leerung festgelegten Termin anzuzeigen. Die Anzeige hat fiir geschlossene Gruben spatestens
dann zu erfolgen, wenn diese bis auf 50 Zentimeter unter Zulauf angefiillt sind.

(4) Die Gemeinde kann die dezentralen Abwasseranlagen auch zwischen den nach Absatz 2 festgelegten
Terminen und ohne Anzeige nach Absatz 3 entsorgen, wenn aus Griinden der Wasserwirtschaft ein so-
fortiges Leeren erforderlich ist.

(5) Der Grundstickseigentimer ist dafir verantwortlich, daf3 die dezentralen Abwasseranlagen jederzeit zum
Zwecke des Abfahrens des Abwassers zuganglich sind und sich der Zugang in einem verkehrssicheren
Zustand befindet.
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Zur Entsorgung der dezentralen Abwasseranlagen ist den Beauftragten der Gemeinde ungehindert Zutritt
zu allen Teilen der Kleinklaranlagen und geschlossenen Gruben zu gewahren.

§ 22
Auskunftspflichten und Meldepflichten

Wer gewerbliches oder industrielles Abwasser oder Abwasser, das in seiner Beschaffenheit erheblich
von hauslichem Abwasser abweicht, der 6ffentlichen Abwasseranlage zuflihrt, hat nach naherer Auffor-
derung durch die Gemeinde Auskunft zu erteilen Uber

1. die Abwasser erzeugenden Betriebsvorgange, insbesondere tiber Menge und Beschaffenheit des Ver-
arbeitungsmaterials der Erzeugnisse, Roh- und Einsatzstoffe, soweit diese Faktoren die Qualitat des
Abwassers beeinflussen oder beeinflussen kénnen,

2. die Zusammensetzung des Abwassers,
3. Gesamtmenge und Hochstzufluss des Abwassers sowie die Zeiten, in denen eingeleitet werden soll,
4. Einrichtungen zur Vorbehandlung des Abwassers mit Bemessungsnachweisen.

Wenn gefahrliche oder schadliche Stoffe in Mengen, die die Schutzgliter des § 1 Abs. 2 gefahrden, in die
offentliche Abwasseranlage gelangen, ist die Gemeinde vom Verursacher und vom Benutzer unverziig-
lich zu benachrichtigen.

Wenn Art oder Menge des Abwassers sich erheblich andern, hat der Verpflichtete dies unaufgefordert
und unverziglich der Gemeinde zu melden und auf Verlangen nachzuweisen, dall die Bestimmungen
der Satzung eingehalten werden.

§23
Abwasseruntersuchungen

Wer gewerbliches, industrielles o. 8., nicht hausliches Abwasser einleitet, ist verpflichtet, dieses jederzeit
durch die Gemeinde oder deren Beauftragten untersuchen zu lassen.

Die Probenahme erfolgt am Priifschacht an der Grundstlicksgrenze. Aus technischen Griinden kann die
Gemeinde im Einzelfall eine andere Entnahmestelle - soweit mdglich unter Anhorung des Unternehmens
- bestimmen. Fir das Zutrittsrecht gilt § 19 Absatz 2 entsprechend.

Die Gemeinde bestimmt nach pflichtgemaRem Ermessen, in welchen Abstanden und durch wen Proben
zu entnehmen sind und wer sie untersucht.

§24
Anzeigepflichten

Binnen eines Monats sind der Gemeinde anzuzeigen:

a) Die Verwendung von Wasser aus einer nicht 6ffentlichen Wasserversorgungsanlage auf einem an die
offentlichen Abwasseranlagen angeschlossenen Grundstiick;

b) die Inbetriebnahme und das Verfahren (Art der Abwasserbeseitigung) von Kleinklaranlagen oder ge-
schlossenen Gruben;

c) der Anfall von Abwasser, das einen Verschmutzungsgrad annimmt, der nach § 48 einen erhéhten
Gebulhrensatz ausldsen kann;

d) der Erwerb oder die VerduRerung eines an die offentlichen Abwasseranlagen angeschlossenen
Grundstucks. Entsprechendes gilt beim Erbbaurecht oder einem sonstigen dinglichen baulichen
Nutzungsrecht.

Anzeigepflichtig ist der Geblihrenschuldner.

Binnen eines Monats nach Ablauf des Veranlagungszeitraumes hat der Gebihrenschuldner der Ge-
meinde anzuzeigen:

a) Die Menge des Wasserverbrauchs aus einer nicht offentlichen Wasserversorgungsanlage,
b) die Menge der Einleitungen aufgrund besonderer Genehmigungen.

Unverziglich haben der Grundstlckseigentimer und die sonst zur Nutzung eines Grundstlcks oder einer
Wohnung berechtigten Personen der Gemeinde mitzuteilen:

a) Anderungen der Beschaffenheit, der Menge und des zeitlichen Anfalls des Abwassers;
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b) wenn gefahrliche oder schadliche Stoffe in die 6ffentlichen Abwasseranlagen gelangen oder damit
zu rechnen ist.

Wird bei der zentralen Abwasserbeseitigung eine Grundstlicksentwasserungsanlage ganz oder teilweise,
auch nur voribergehend, auller Betrieb gesetzt, hat der Grundstiickseigentimer diese Absicht so frih-
zeitig mitzuteilen, daf® der Anschlusskanal rechtzeitig verschlossen oder beseitigt werden kann.

Binnen eines Monats nach dem tatsachlichen Anschluss des Grundstiicks an die offentliche Abwasser-
beseitigung hat der Gebihrenschuldner die Lage und Gréfle der bebauten und befestigten Grundstlicks-
flachen, von denen Niederschlagswasser den offentlichen Abwasseranlagen zugefiihrt wird (§ 45), der
Gemeinde (zu Handen der Entsorgungsbetriebe Stadt Konstanz) in priffahiger Form mitzuteilen. Kommt
der Gebihrenschuldner seinen Mitteilungspflichten nicht fristgerecht oder nicht vollstandig nach, werden
die Berechnungsgrundlagen fir die Niederschlagswassergebiihr von der Gemeinde geschatzt.

Pruffahige Unterlagen sind aktuelle Lageplane im Maf3stab 1:500 mit Eintrag der Flurstiicks-Nummer. Die
an die offentlichen Abwasseranlagen angeschlossenen Grundstiicksflachen sind unter Angabe der in §
45 Abs. 2 aufgeflhrten Versiegelungsarten und der flr die Berechnung dieser Flachen notwendigen
Male zu kennzeichnen.

Die Gemeinde behalt sich vor, die Angaben des Gebiihrenschuldners nachzuprifen. Die Beauftragten
der Gemeinde sind berechtigt, Grundstlicke zur Priifung der Gebulhrenpflicht und fir ihre Ermittlungen im
Rahmen der Geblhrenfestsetzung zu betreten. Die Gebiihrenschuldner haben die erforderlichen Ermitt-
lungen und Prifungen zu unterstiitzen.

Andert sich die GréRe oder der Versiegelungsgrad der bebauten und/oder befestigten Teilflache des
Grundstlcks um mehr als 10 gm, hat der Gebuhrenschuldner die Anderung binnen eines Monats nach
Eintritt der Anderung der Gemeinde anzuzeigen.*

§25
Haftung der Gemeinde

Werden offentliche Abwasseranlagen durch Betriebsstérungen, die die Gemeinde nicht zu vertreten hat,
vorliibergehend ganz oder teilweise aulder Betrieb gesetzt oder treten Mangel oder Schaden auf, die durch
Ruckstau infolge von Naturereignissen wie Hochwasser, Starkregen oder Schneeschmelze oder durch
Hemmungen im Abwasserablauf verursacht sind, so erwachst daraus kein Anspruch auf Schadenersatz.
Dasselbe gilt, wenn die Entsorgung der dezentralen Abwasseranlagen wegen héherer Gewalt, Betriebs-
stoérungen, Witterungseinfliissen, Hochwasser oder aus ahnlichen Griinden nicht oder nicht rechtzeitig
durchgefihrt werden kann. Ein Anspruch auf ErmaRigung oder auf Erlass von Beitrdgen oder Gebuhren
entsteht in keinem Fall.

Die Verpflichtung des Grundstiickseigentiimers zur Sicherung gegen Rickstau (§ 18 Abs. 5) bleibt unbe-
ruhrt.

Unbeschadet des § 2 des Haftpflichtgesetzes haftet die Gemeinde nur fir Vorsatz oder grobe Fahrlassig-
keit.

Die Abs. 1 bis 3 gelten fiir die Niederschlagswasser-Beseitigungsanlagen im Sinne von § 3 entsprechend.

§ 26
Haftung der Grundstiickseigentiimer

Die Grundstuckseigentimer und die Benutzer haften fur schuldhaft verursachte Schaden, die infolge ei-
ner unsachgemalfen oder den Bestimmungen dieser Satzung widersprechenden Benutzung oder infolge
eines mangelhaften Zustandes der Grundsticksentwasserungsanlagen entstehen. Sie haben die Ge-
meinde von Ersatzansprichen Dritter freizustellen, die wegen solcher Schaden geltend gemacht werden.
Gehen derartige Schaden auf mehrere Grundstiicksentwasserungsanlagen zurlck, so haften deren Ei-
gentimer oder Benutzer als Gesamtschuldner.

Abs. 1 gilt fir die Niederschlagswasser-Beseitigungsanlagen im Sinne von § 3 entsprechend. Darliber
hinaus haften die Grundstiickseigentimer und die Benutzer auch fir Schaden, die durch Bauwerks-
vernassungen als Folge von Riickstau, Betriebsstdérungen, Behinderung im Niederschlagswasserabfluss,
zeitweiser Stilllegung sowie unsachgemafen und nicht den Bodenverhaltnissen entsprechenden Bau-
werksabdichtungen entstehen.
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V. Abwasserbeitrag
§ 27
Erhebungsqgrundsatz

Die Gemeinde erhebt zur teilweisen Deckung ihres Aufwandes fiir die Anschaffung und Herstellung der &ffent-
lichen Abwasseranlagen (6ffentliche Kanale) einen Abwasserbeitrag. Der Abwasserbeitrag wird in Teilbetra-
gen (§ 37) erhoben.

§28
Gegenstand der Beitragspflicht

(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstlicke, fir die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgelegt
ist, wenn sie bebaut oder gewerblich genutzt werden kénnen.
Erschlossene Grundstlicke, fur die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, unterlie-
gen der Beitragspflicht, wenn sie nach der Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geordneten
baulichen Entwicklung der Gemeinde zur Bebauung anstehen.

(2) Wird ein Grundstiick an die offentlichen Abwasseranlagen tatsachlich angeschlossen, so unterliegt es
der Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen des Abs. 1 nicht erflllt sind.

(3) Der Beitragspflicht unterliegen auch Grundstiicke, die mit den in Abs. 1 und 2 genannten eine wirtschaft-
liche Einheit bilden.

(4) Veranlasst das besondere Interesse eines Grundstickseigentimers zusatzliche Aufwendungen, so muss
er diese allein tragen.

§29
Beitragsschuldner

(1) Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Zustellung des Beitragsbescheides Eigentiimer des Grund-
stlicks ist. Der Erbbauberechtigte ist anstelle des Eigentiimers Beitragsschuldner.

(2) Mehrere Beitragsschuldner haften als Gesamtschuldner. Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die ein-
zelnen Wohnungs- und Teileigentiimer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil Beitragsschuldner.

(3) Der Beitrag ruht als 6ffentliche Last auf dem Grundstlick, im Falle des Abs. 1 Satz 2 auf dem Erbbaurecht,
im Falle des Abs. 2 Satz 2 auf dem Wohnungs- oder dem Teileigentum.

§ 30
BeitragsmaRstab

Mafstab fur den Abwasserbeitrag ist die Nutzungsflache. Diese ergibt sich durch Vervielfachung der Grund-
stiicksflache (§ 31) mit dem Nutzungsfaktor (§ 32). Dabei werden Bruchzahlen bis einschliel3lich 0,5 abgerun-
det und solche Uber 0,5 auf die nachstfolgende volle Zahl aufgerundet.

§ 31
Grundstiicksflache

(1) Als Grundstucksflache gilt:

1. bei Grundstiicken im Bereich eines Bebauungsplanes die Flache, die der Ermittlung der zulassigen
Nutzung zugrundezulegen ist;

2. soweit ein Bebauungsplan nicht besteht oder die erforderliche Festsetzung nicht enthalt, die tatsach-
liche Grundstlicksflache bis zu einer Tiefe von 50 Metern von der der ErschlieRungsanlage zugewand-
ten Grundstlicksgrenze. Reicht die bauliche oder gewerbliche Nutzung Uiber diese Begrenzung hinaus
oder sind Flachen tatsachlich angeschlossen, so ist die Grundstlickstiefe mafigebend, die durch die
hintere Grenze der Nutzung bestimmt wird. Grundstiicksteile, die lediglich die wegemalfige Verbin-
dung zur Erschlieungsanlage herstellen, bleiben bei der Bestimmung der Grundstiickstiefe unbe-
ricksichtigt.

(2) § 31 Abs. 1 KAG bleibt unberhrt.

§ 32
Nutzungsfaktor

(1) Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die Grundstiicksflache (§ 31) mit einem Nutzungsfaktor verviel-
facht, der im einzelnen betragt bei:

1. eingeschossiger Bebaubarkeit 1,00
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2. zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25
3. dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,50
4. vier- oder finfgeschossiger Bebaubarkeit 1,75
5. sechs- oder mehrgeschossiger Bebaubarkeit 2,00

Bei Stellplatzgrundstiicken und bei Grundstticken, fur die nur eine Nutzung ohne Bebauung zulassig ist
oder bei denen die Bebauung nur untergeordnete Bedeutung hat, wird ein Nutzungsfaktor von 0,5 zu-
grunde gelegt. Dasselbe gilt fiir Gemeinbedarfs-, Grinflachengrundstiicke oder sonstige Grundstlicke,
deren Grundstiicksflachen aufgrund ihrer Zweckbestimmung nicht oder nur zu einem untergeordneten Teil
mit Gebauden Uberdeckt werden sollen bzw. Giberdeckt sind (z.B. Friedhofe, Sportplatze, Freibader, Klein-
gartenanlagen).

§33
Ermittlung der Vollgeschosse

Bei Grundstucken, fur die im Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt ist (§ 34), gelten als
Geschosse Vollgeschosse im Sinne der fir den Bebauungsplan mafigeblichen Baunutzungsverordnung.
Im Ubrigen gelten als Geschosse Vollgeschosse im Sinne der Landesbauordnung in der zum Zeitpunkt
der Beitragsentstehung geltenden Fassung.

Bei Bauwerken mit Vollgeschossen, die hoher als 3,5 m sind und bei Gebauden ohne Vollgeschoss ergibt
sich die Geschosszahl aus der Teilung der tatsachlich vorhandenen Baumasse durch die tatsachlich
Uberbaute Grundstiicksflache und nochmaliger Teilung des Ergebnisses durch 3,5, mindestens jedoch
die nach den §§ 34 und 35 maRgebende Geschosszahl. Bruchzahlen werden auf die nachstfolgende
volle Zahl aufgerundet.

Sind auf einem Grundstlick bauliche Anlagen mit unterschiedlicher Geschosszahl zuldssig oder vorhan-
den, ist die héchste Zahl der Vollgeschosse mal3gebend.

§34
Ermittlung des NutzungsmaRes bei Grundstiicken, fiir die ein Bebauungsplan die
Geschosszahl bzw. Baumassenzahl oder die Hohe der baulichen Anlage festsetzt

Als Geschosszahl gilt die im Bebauungsplan festgesetzte Zahl der Vollgeschosse. Ist im Einzelfall eine
héhere Geschosszahl genehmigt, so ist diese zugrundezulegen.

Weist der Bebauungsplan statt einer Geschosszahl eine Baumassenzahl aus, so gilt als Geschosszahl
die Baumassenzahl geteilt durch 3,5. Ist eine gréRere Baumasse genehmigt, so ergibt sich die Geschoss-
zahl durch Teilung dieser Baumasse durch die Grundsticksflache und nochmaliger Teilung des Ergeb-
nisses durch 3,5. Bruchzahlen werden auf die nachstfolgende volle Zahl aufgerundet.

Weist der Bebauungsplan statt einer Geschosszahl oder Baumassenzahl die zuldssige H6he der bauli-
chen Anlage aus, so gilt als Zahl der Vollgeschosse in Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten im Sinne
von § 11 Abs. 3 BauNVO

1. das festgesetzte Hochstmal’ der Hohe der baulichen Anlage geteilt durch 3,5 oder

2. die Traufhdéhe (Schnittkante zwischen den Auenflaichen des aufgehenden Mauerwerks und der
Dachhaut) oder Firsthéhe (Oberkante baulicher Anlagen) geteilt durch 3,5 oder

3. die Héhe, Trauf- oder Firsthéhe Uber N.N. geteilt durch 3,5.

In allen anderen Baugebieten gilt als Zahl der Vollgeschosse die jeweils nach Ziffer 1, 2 oder 3 festge-
stellte Héhe der baulichen Anlagen geteilt durch 2,3.

Bei Hohen Uber N.N. gilt als unterer Hohenbezugspunkt der Mittelwert der zwei nachstliegenden Schacht-
héhen des dem Grundstick zugewandten offentlichen Abwasserkanals. Bruchzahlen werden auf die
nachstfolgende volle Zahl abgerundet.

Kann die im Bebauungsplan festgesetzte Zahl der Vollgeschosse, die Baumassenzahl oder die Héhe der
baulichen Anlage aufgrund einer 6ffentlich-rechtlichen Baubeschrankung nicht verwirklicht werden, ist die
tatsachlich verwirklichbare Zahl der Vollgeschosse, Baumasse oder Hohe der baulichen Anlage mal3ge-
bend. Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 35
Ermittlung des NutzungsmaRes bei Grundstiicken, fiir die
keine Planfestsetzung im Sinne des § 34 besteht

Bei Grundstiicken in unbeplanten Gebieten bzw. in beplanten Gebieten, fir die der Bebauungsplan
keine Festsetzungen nach § 34 enthalt, ist maligebend:
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1. bei bebauten Grundstiicken die Zahl der tatsachlich vorhandenen Geschosse,

2. bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstiicken die Zahl der auf den Grundstlicken der ndheren
Umgebung uberwiegend vorhandenen Geschosse.

Bei Grundstiicken im Auf3enbereich (§ 35 BauGB) ist mal3gebend:
1. bei bebauten Grundstiicken die Zahl der tatséachlich vorhandenen Geschosse;

2. bei unbebauten Grundstlicken, fiir die ein Bauvorhaben genehmigt ist, die Zahl der genehmigten
Geschosse.

§ 36
Weitere Beitragspflicht

VergroRert sich die Flache eines Grundstiicks, fur das bereits eine Beitragspflicht entstanden ist oder das
beitragsfrei an die 6ffentlichen Abwasseranlagen angeschlossen wurde (z. B. durch Zukauf) und erhéht
sich dadurch die bauliche Nutzbarkeit des Grundstuicks, so unterliegen die zugehenden Flachen der Bei-
tragspflicht nach MaRgabe des § 30, soweit flr sie noch keine Beitragspflicht entstanden ist.

Absatz 1 gilt entsprechend, soweit

1. Grundstiicke unter Einbeziehung von Teilflachen, fiir die eine Beitragspflicht bereits entstanden ist,
neu gebildet werden,;

2. fur Grundstiicksflachen die Voraussetzungen fir eine Teilflachenabgrenzung nach § 31 Abs.1 Satz 1
KAG oder nach § 31 Abs.1 Nr. 2 entfallen.

§ 37
Beitragssatz

Bei Grundsticken mit der Mdglichkeit, Schmutz- und Niederschlagswasser in die 6ffentlichen
Abwasseranlagen einzuleiten (Vollanschlussmoglichkeit) betragt der Abwasserbeitrag 6,59 Euro
je gm Nutzungsflache (§ 30).

Wenn das Niederschlagswasser nur in gedrosselter Form mit teilweiser Versickerung auf
dem Grundstiick eingeleitet werden darf, betragt der Abwasserbeitrag 5,35 Euro
je gm Nutzungsflache (§ 30).

Bei Grundsticken mit der Méglichkeit, nur Schmutzwasser in die 6ffentlichen Abwasser-
anlagen einzuleiten (Teilanschlussmdglichkeit) betragt der Abwasserbeitrag 4,10 Euro
je gm Nutzungsflache (§ 30).

§ 38
Entstehung der Beitragsschuld

Die Beitragsschuld entsteht:

1. In den Fallen § 28 Abs. 1, sobald das Grundstiick an einen 6ffentlichen Kanal angeschlossen
werden kann.

2. In den Fallen des § 28 Abs. 2 mit dem Anschluss, friihestens jedoch mit dessen Genehmigung.

3. In den Fallen des § 36 Abs. 1, wenn die VergroRerung des Grundstiicks im Grundbuch eingetra-
gen ist.

4. In den Fallen des § 36 Abs. 2 Nr. 1, wenn das neu gebildete Grundstiick im Grundbuch einge-
tragen ist.

5. Inden Fallen des § 36 Abs. 2 Nr. 2

a) mit dem Inkraftireten eines Bebauungsplanes bzw. dem Inkrafttreten einer Satzung i. S.
von § 34 Abs.4 Satz 1 BauGB bzw. § 4 Abs. 2 a BauGB-Malinahmengesetz;

b) mit dem tatsachlichen Anschluss der Teilflachen, friihestens mit der Genehmigung des An-
schlusses;

c) bei baulicher Nutzung ohne tatsachlichen Anschluss mit der Erteilung der Baugenehmigung;
d) bei gewerblicher Nutzung mit dem Eintritt dieser Nutzung.

Erhalten Grundstiicke auf Dauer nur eine Anschlussmoglichkeit an einen Schmutzwasserkanal, entsteht
die Beitragsschuld mit der betriebsfertigen Herstellung des Schmutzwasserkanals.
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Far Grundstucke, die schon vor dem 1.4.1964 an die 6ffentliche Abwasseranlage hatten angeschlossen
werden kdnnen, jedoch noch nicht angeschlossen worden sind, entsteht die Beitragsschuld mit dem tat-
sachlichen Anschluss, frihestens mit dessen Genehmigung.

Far mittelbare Anschlisse gilt § 14 Abs. 2 entsprechend.

§39
Vorauszahlungen, Falligkeit

Die Gemeinde erhebt Vorauszahlungen auf den Beitrag in Héhe von 80 v. H. der voraussichtlichen Bei-
tragsschuld, sobald mit der Herstellung der 6ffentlichen Abwasseranlagen begonnen wird.

Der Abwasserbeitrag und die Vorauszahlungen werden jeweils einen Monat nach Zustellung des Abga-
bebescheides fallig.

§ 40
Ablosung

Der Abwasserbeitrag kann vor Entstehung der Beitragsschuld abgeldst werden. Der Betrag einer Ablo-
sung bestimmt sich nach der Hohe des voraussichtlich entstehenden Beitrages.

Fur den Einzelfall wird die Ablésung durch Vereinbarung zwischen der Gemeinde und dem Beitragspflich-
tigen getroffen.

Ein Rechtsanspruch auf Abldsung besteht nicht.
VI. Abwasser- und Untersuchungsgebiihren

§41
Erhebungsqrundsatz

Fur die Benutzung der 6ffentlichen Abwasseranlagen erhebt die Gemeinde Abwassergebihren (Abwasserge-
bihr) und besondere Gebiihren fir Abwasseruntersuchungen (Untersuchungsgebdhr).

(1)

)

@)

(1)

§42
Gebiihrenmafstab fiir die Abwassergebiihr

Die Abwassergeblhren werden getrennt fir die auf den Grundstlcken anfallende Schmutzwassermenge
(Schmutzwassergeblhr, § 44) und fir die anfallende Niederschlagswassermenge (Niederschlagswas-
sergebihr, § 45) erhoben.

Bei sonstigen Einleitungen (§ 14 Abs. 4) bemisst sich die Abwassergebihr nach der eingeleiteten
Schmutzwasser- bzw. Wassermenge.

Wird sonstiges Abwasser bzw. Schlamme zu einer 6ffentlichen Abwasserbehandlungsanlage gebracht,
bemisst sich die Abwassergebiihr nach der Menge des angelieferten Abwassers und Berlicksichtigung
des Verschmutzungsfaktors gem. § 47 Abs. 2.

§43
Gebiihrenschuldner

Schuldner der Abwassergebuhr ist der Grundstiickseigentimer. Der Erbbauberechtigte ist anstelle des
Grundstlckseigentimers Gebuhrenschuldner. Beim Wechsel des GeblUhrenschuldners hat der bisherige
Geblhrenschuldner die Abwassergebihr bis zum Ende des Monats zu entrichten, in dem die Rechtsan-
derung wirksam wird.

Schuldner der Untersuchungsgeblihr ist der Einleiter gemaf § 23 Abs. 1.
Schuldner der Abwassergebiihr nach § 42 Abs. 3 ist derjenige, der das Abwasser anliefert.
Mehrere Gebuhrenschuldner sind Gesamtschuldner.

Neben dem Gebuhrenschuldner nach Abs. 1 kann auch der unmittelbare Benutzer der 6ffentlichen Ab-
wasseranlagen, namlich der aufgrund eines Miet-, Pacht- 0. &. Rechtsverhaltnisses zur Benutzung oder
Nutzung des Grundstiicks oder von Grundsticksteilen (Wohnungen, Geschaftsrdume usw.) Berechtigte
im Verhaltnis seines Anteils an den Bemessungsgrundlagen nach den §§ 44 bis 46 zur Abwassergebihr
herangezogen werden.

Dies gilt nicht, wenn er vor seiner Inanspruchnahme durch die Gemeinde nachweislich bereits an den
Grundstlickseigentiimer gezahlt hat.
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§44
Bemessungsgrundlage der Schmutzwassergebiihr

In dem jeweiligen Veranlagungszeitraum (§ 50 Abs. 3 Satz 3) gilt als Bemessungsgrundlage fur die
Schmutzwassergebihr im Sinne von § 42 Abs. 1:

1. die dem Grundstiick aus der 6ffentlichen Wasserversorgung zugefiihrte Wassermenge;

2. bei nichtéffentlicher Trink- und Brauchwasserversorgung der vom Wasserzahler angezeigte Ver-
brauch bzw. die tatsachlich eingeleitete Abwassermenge;

3. bei sonstigen Abwassereinleitungen oder bei Einleitungen aufgrund von § 14 Abs. 4 die tatsachlich
eingeleitete Wasser- bzw. Abwassermenge;

4. bei Grundstlicken, bei denen eine gemeinsame Mengenmessung des auf dem Grundstiick anfal-
lenden Schmutz- und Niederschlagswassers erfolgt, die tatsédchlich gemessene und eingeleitete
Abwassermenge abzuglich der fur das betreffende Grundstlck errechneten Jahres-Niederschlags-
wassermenge. Diese errechnet sich aus der durch die Wetterwarte Konstanz ermittelten Nieder-
schlagshdhe multipliziert mit der reduzierten versiegelten Flache.

In den Fallen des Abs. 1 Nr. 2 bis 4 hat der Gebuhrenschuldner geeignete Meleinrichtungen auf seine
Kosten anzubringen und zu unterhalten. Die Gemeinde kann im Einzelfall hiervon Ausnahmen zulassen.

§45
Bemessungsgrundlage der Niederschlagswassergebiihr

In dem jeweiligen Veranlagungszeitraum (§ 50 Abs. 3 Satz 3) gelten als Bemessungsgrundlage fur die
Niederschlagswassergebiihr im Sinne von § 42 Abs. 1 die bebauten und befestigten Flachen des an die
offentliche Abwasserbeseitigung angeschlossenen Grundstiicks, von denen Niederschlagswasser den
offentlichen Abwasseranlagen zugefuhrt wird.

Als reduzierte versiegelte Flachen gelten die bebauten und befestigten Grundsticksteilflachen multipli-
ziert mit dem jeweils geltenden Faktor gemaR Absatz 2. Die entsprechenden Teilflachen werden jeweils
auf volle gm abgerundet.

Anderungen werden bei der Berechnung der Niederschlagswassergebiihr ab dem 1. des Monats, der der
Ver- bzw. Entsiegelung folgt, berlicksichtigt.

Die fiur die Erhebung der Niederschlagswassergebiihren maRgeblichen Faktoren werden unter
Berlcksichtigung des Grades der Wasserdurchlassigkeit fir die einzelnen Versiegelungsarten sowie bei
Nutzung von Zisternen wie folgt festgesetzt:

1. Daéacher:
1.1 Standarddach (flach oder geneigt) 1,0
1.2 Grindach und Griniberdeckung mit einer Aufbauhéhe von 10 bis 30 cm 0,5
1.3 Griundach und Grinliberdeckung mit einer Aufbauhéhe von mehr als 30 cm 0,2

2. Befestigte Flachen:

2.1 Asphalt, Beton 1,0

2.2 Pflaster, Platten, Verbundsteine 0,6

2.3 Kies, Schotter, Rasengittersteine, Sickerpflaster oder vergleichbar wasserdurchlassiger
Materialien 0,2

3. Versickerungsanlagen:
Mulden / Mulden-Rigolen-Systeme mit Uberlauf und Anschluss an die éffentlichen Abwasseranlagen
und einem Stauraumvermdgen von 2,0 cbm je 100 gm angeschlossener Flache
0,2.
4. Andere Versiegelungsarten:
Fir versiegelte Flachen anderer Art gilt derjenige oben genannte Faktor, der der in Ziff. 1 bis 3 ge-
nannten Versiegelungsart bezlglich seiner Wasserdurchlassigkeit am nachsten kommt.

5. ab 2017 fiir Zisternen, die mit Uberlauf an die éffentliche Abwasseranlange angeschlossen sind

5.1 Flachen, die an Zisternen mit einem Mindestvolumen von 3 cbm angeschlossen sind 0,9
5.2 Flachen, die an Retentionszisternen mit einem Riickhaltevolumen von 2,0 cbm
je 100 gm angeschlossener Flache angeschlossen sind 0,2

Niederschlagswasser von befestigten Flachen, das in Zisternen gesammelt wird, die nicht an die 6ffentli-
chen Abwasseranlagen angeschlossen sind, bleibt von der Niederschlagswassergebuihr befreit.
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§ 46
Absetzungen

(1) Wassermengen, die nachweislich nicht in die 6ffentlichen Abwasseranlagen eingeleitet wurden, werden
auf Antrag des Gebuhrenschuldners bei der Bemessung der Schmutzwassergebihr im Sinne von § 42
Abs. 1 abgesetzt. Absetzbar sind nur volle Kubikmeter. Bruchzahlen werden auf die nachstniedrigere
volle Zahl abgerundet.

(2) Der Gebuhrenschuldner hat bei Inanspruchnahme von Absetzungen auf seine Kosten zuverlassig arbei-
tende und leicht zugangliche Messeinrichtungen (Unterzahler) mit ausreichender Messkapazitat durch
zugelassene Fachfirmen einzubauen, zu unterhalten, zu erneuern, regelmafig abzulesen und Aufzeich-
nungen darlber zu fiihren, die eine einwandfreie Erfassung der nicht in die 6ffentlichen Abwasseranlagen
eingeleiteten Wassermengen ermdglichen. Eine Befillung von Schwimm- oder Planschbecken Uber die-
sen Unterzahler ist nicht zulassig, da dieses Wasser als Schmutzwasser gilt (§ 2 Abs. 1 AbwS).

Die erstmalige Inbetriebnahme eines Unterzahlers ist den Entsorgungsbetrieben der Stadt Konstanz in-
nerhalb eines Monats unter Angabe des Zahlerstandes, der giiltigen Eichung und der Zahlernummer tber
das dafur vorgesehene Mitteilungsformular anzuzeigen.

(3) Der Nachweis fiir Wassermengen nach Abs. 1 muss grundsatzlich durch gesonderte private Messein-
richtungen nach Abs. 2, die den eichrechtlichen Vorschriften entsprechen (§ 34 Abs.1 Anlage 7 MessEV),
erfolgen. Wenn der Nachweis durch Messeinrichtungen nach Abs. 2 aus technischen Griinden nicht mog-
lich ist oder einen unverhaltnismaflig hohen Aufwand verursachen wiirde, kann der Nachweis geringerer
Einleitungsmengen auch durch Gutachten eines anerkannten und 6ffentlich bestellten Gutachters gefiihrt
werden. Die Kosten hierfir tragt der Gebiihrenschuldner.

(4) Antrdge auf Absetzung nicht eingeleiteter Wassermengen sind bis zum Ablauf eines Monats nach Be-
kanntgabe des Gebuhrenbescheids zu stellen. Die Entsorgungsbetriebe der Stadt Konstanz sind berech-
tigt, die Angaben des Gebuhrenschuldners durch Kontrolle der Wasserzahler zu Gberprifen.

§ 47
Hohe der Abwassergebiihr

(1) Bei der zentralen Abwasserbeseitigung, bei der dezentralen Abwasserbeseitigung (geschlossene Gruben
und Kleinklaranlagen) sowie bei sonstigen Einleitungen (§ 14 Abs.4) betragt

a) die Schmutzwassergebuhr (§ 44) je m® Abwasser 1,79 Euro

b) die Niederschlagswassergebiihr (§ 45) je m? reduzierte versiegelte Flache/Jahr 0,81 Euro

(2) Fur Abwasser, das zu einer 6ffentlichen Abwasserbehandlungsanlage gebracht wird (§ 42 Abs. 3), wird
der Gebuhrensatz je Kubikmeter Abwasser bzw. Schlamme aus dem Abwasserreingungskostenanteil der
Geblhr fur die zentrale Abwasserbeseitung unter Beriicksichtigung des Verschmutzungsgrads gemaf §
48, zuzlglich des zusatzlichen Aufwandes (Annahme des Abwassers, Probenahme, Analytik, Faktura
usw.), ermittelt.

§48
Starkverschmutzerzuschliage

(1) Wird in die 6ffentlichen Abwasseranlagen stark verschmutztes Abwasser eingeleitet, so werden Kosten
fur deren Behandlung einschlieRlich der Klarschlammbeseitigung verursacht, die die durchschnittlichen
Kosten normal verschmutzten Abwassers Ubersteigen. Uberschreitet das eingeleitete Abwasser die
nachfolgend festgelegten Werte (stark verschmutztes Abwasser), erhéhen sich die Geblhrensatze (§ 47)
entsprechend der starkeren Verschmutzung wie folgt:

1. Bei Abwasser mit einer Konzentration an chemisch oxidierbaren Stoffen, gemessen
am chemischen Sauerstoffbedarf (CSB) von 600 bis 1.200 mg/l um 31v.H,,
fur jede weiteren angefangenen 600 mg/l um jeweils weitere 31 v.H.

2. Bei Abwasser mit einer Konzentration an Gesamtstickstoff (Nges) von 80 - 160 mg/l.um 14 v.H.,
fur jede weiteren angefangenen 80 mg/l um jeweils weitere 14 v.H.

3. Bei Abwasser mit einer Konzentration am Gesamtphosphor (Pges) von 20 - 40 mg/lum 8 v.H.,
fur jede weiteren angefangenen 20 mg/l um jeweils weitere 8 v.H.

(2) Die Zuschlage nach Abs. 1 a) und b) Nr. 1 bis 3 werden nebeneinander erhoben.

(3) Die Absatze 1 und 2 finden keine Anwendung, wenn die auf dem Grundstiick anfallende Abwassermenge
jahrlich nicht mehr als 2.000 m? betragt.
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§ 49
Verschmutzungswerte

Die Verschmutzungswerte von stark verschmutztem Abwasser werden durch die Gemeinde nach mittle-
ren Verschmutzungswerten festgesetzt. Dabei werden die Verschmutzungswerte zugrunde gelegt, die
sich aus dem arithmetischen Mittel von mindestens 8 Abwasseruntersuchungen ergeben. Die Abwasser-
untersuchungen werden innerhalb des Veranlagungszeitraumes in einem Abstand von mindestens zwei
Wochen durchgefiihrt.

Fur die Abwasseruntersuchungen nach Abs. 1 werden an jeder Einleitungsstelle reprasentative Misch-
proben entnommen. Dies entspricht einer Abwassermischung aus mindestens 8 Einzelproben. Die Ein-
zelproben sind im Abstand von nicht weniger als 5 Minuten zu entnehmen und umfassen einen Probe-
nahmezeitraum von mindestens zwei Stunden und hoéchstens 24 Stunden. Diese Einzelproben werden
zur reprasentativen Mischprobe zusammengefal3t.

Den Werten nach Abs. 1 liegen folgende Analyseverfahren in der jeweils glltigen Fassung zugrunde:

1. Chemisch-oxydierbare Stoffe:
Chemischer Sauerstoffbedarf (CSB), DIN 38409-H 41.

2. Gesamtstickstoff:
Der Gesamtstickstoff nach DEV H 12 setzt sich zusammen aus der Summe von
u Nitrat- und Nitritstickstoff DIN 38405-D 9/EN 26777,
u Ammoniumstickstoff:
Photometrische Bestimmung gemaf DIN 38406-E 5,
u Organisch gebundener Stickstoff EN 25663 - DEV H 11
(Kjeldahl).

3. Gesamtphosphor:
Summe von hydrolysierbarem Phosphat und Orthophosphat, Photometrische Bestimmung nach der
Vanadat - Molybdat - Methode.

Die Verschmutzungswerte beziehen sich auf Untersuchungen von Abwasser in der nicht abgesetzten ho-
mogenisierten Probe (DIN 38402-A 30).

§ 50
Festsetzung und Entstehung der Abwassergebiihr, Vorauszahlungen

Die Gebihren nach dieser Satzung werden durch Gebiihrenbescheid festgesetzt.

Die Gemeinde kann Dritte beauftragen, die Geblhren zu berechnen, Gebiihrenbescheide auszufertigen
und zu versenden, Geblhren entgegenzunehmen und an die Gemeinde abzufuhren, Nachweise dartber
fur die Gemeinde zu fuhren sowie die erforderlichen Daten zu verarbeiten und die verarbeiteten Daten der
Gemeinde mitzuteilen. Geblhrenberechtigte ist die Gemeinde. Dritter im Sinne von Satz 1 ist die Stadt-
werke Konstanz GmbH (Wasserversorgungsunternehmen).

In den Fallen des § 42 Abs. 1 bis 2 entsteht die Geblhrenschuld mit dem Ablauf des jeweiligen Veranla-
gungszeitraumes. Endet ein Benutzungsverhaltnis vor Ablauf des Veranlagungszeitraumes, entsteht die
Geblhrenschuld zu diesem Zeitpunkt. Veranlagungszeitraum ist der Zeitraum, fir den der Wasserver-
brauch zur Berechnung des Entgeltes fiir die Wasserlieferung festgestellt wird.

Solange die Gebihrenschuld noch nicht entstanden ist, sind vom Gebulhrenschuldner i.d.R. monatliche
Vorauszahlungen zu leisten. Die Héhe der Vorauszahlung und deren Falligkeit wird durch Bescheid fest-
gesetzt und basiert auf dem zuletzt festgestellten Jahreswasserverbrauch bzw. der zuletzt festgestellten
gebulhrenpflichtigen Flache gemal § 45. Bei erstmaligem Beginn der Gebuhrenpflicht wird der voraus-
sichtliche Jahreswasserverbrauch geschatzt.

Die fUr den Veranlagungszeitraum entrichteten Vorauszahlungen werden auf die Gebuhrenschuld fur die-
sen Zeitraum angerechnet.

In den Fallen des § 43 Abs. 1 Satz 3 entsteht die Gebuhrenschuld fur den bisherigen Grundstlckseigen-
timer mit Beginn des auf den Ubergang folgenden Kalendermonats, fiir den neuen Grundstlickseigenti-
mer mit Ablauf des Kalendermonats.

In den Fallen des § 42 Abs. 2 entsteht die Gebuhrenschuld bei voribergehender Einleitung mit Beendi-
gung der Einleitung, im Ubrigen mit Ablauf des Veranlagungszeitraumes.

In den Fallen des § 42 Abs. 3 entsteht die Gebuhrenschuld mit der Anlieferung des Abwassers.
Dritte, die innerhalb der Gemeinde Konstanz die Wasserversorgung betreiben, sind verpflichtet, die He-
bedaten der Wasserversorgung der Gemeinde oder den von ihr beauftragten Dritten zu Uberlassen. Fir
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die Uberlassung der Hebedaten an die Gemeinde werden gemaR § 2 Abs. 4 KAG nur die durch die Da-
tenweitergabe verursachten (angemessenen) Zusatzkosten vergutet.

Die Gebuhrenschuld gemaf § 43 Abs. 1 sowie die Vorauszahlungen nach § 50 Abs. 3 Satz 4 ff. ruhen auf
dem Grundstuck bzw. dem Erbbaurecht als 6ffentliche Last (§ 13 Abs. 3 KAG i. V. m. § 27 KAG).

§ 51
Falligkeit der Abwassergebiihr

Die Benutzungsgebihren sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Geblhrenbescheides zur
Zahlung fallig. Sind Vorauszahlungen (§ 50 Abs. 3 Satz 4 ff.) geleistet worden, gilt dies nur, soweit die
Gebihrenschuld die geleisteten Vorauszahlungen Ubersteigt. Ist die Gebuhrenschuld kleiner als die ge-
leisteten Vorauszahlungen, wird der Unterschiedsbetrag nach Bekanntgabe des Geblihrenbescheides
durch Aufrechnung oder Zuritickzahlung ausgeglichen.

VII. Ordnungswidrigkeiten

§ 52
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne von § 142 Abs. 1 GemO handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1. entgegen §§ 4 bis 7 ein Grundstlick nicht oder nicht fristgemaf an die 6ffentlichen Abwasseranlagen
anschliel3t,
2. entgegen § 4 Abs. 1 das Abwasser nicht der Gemeinde Uberlaft,

3. entgegen § 8 Abs. 1 und 2 von der Einleitung ausgeschlossene Abwasser oder Stoffe in die 6ffentlichen
Abwasseranlagen einleitet oder die vorgeschriebenen Héchstwerte fir einleitbares Abwasser nicht ein-
halt,

4. entgegen § 9 Abs. 1 Abwasser ohne Vorbehandlung oder Speicherung in 6ffentliche Abwasseranlagen
einleitet,

5. entgegen § 9 Abs. 2 fakalienhaltiges Abwasser ohne ausreichende Reinigung in 6ffentliche Abwasser-
anlagen einleitet, die nicht an ein 6ffentliches Klarwerk angeschlossen sind,

6. entgegen § 9 Abs. 3 bei Trennverfahren das Schmutzwasser nicht getrennt von dem Niederschlags-
wasser und dem nicht reinigungsbedirftigen Abwasser in die jeweils daflir bestimmten Abwasseranla-
gen einleitet,

7. entgegen § 9 Abs. 4 festgesetzte Frachtbegrenzungen nicht einhalt.

8. entgegen § 10 Vorrichtungen zur Messung und Registrierung der Abwassermengen und der Beschaf-
fenheit des Abwassers in die Grundstiicksentwasserungsanlage nicht einbaut oder nicht an sonst ge-
eigneter Stelle auf dem Grundstlick anbringt oder nicht betreibt oder nicht in ordnungsgemafiem Zu-
stand halt oder nicht eine Person bestimmt, die fir ihre Bedienung und die Fiihrung des Betriebstage-
buches verantwortlich ist oder das Betriebstagebuch nicht mindestens drei Jahre lang aufbewahrt oder
nicht der Gemeinde auf Verlangen vorlegt,

9. entgegen § 12 Abs. 4 ein Grundstlck nicht an einen vorgeschriebenen gemeinsamen Anschlusskanal
anschlief3t,

10. entgegen § 12 Abs. 6 einen vorldufigen oder voribergehenden Anschluss nicht von der Gemeinde

herstellen 1aft,

11. entgegen § 14 Abs. 1 einen Anschluss an die 6ffentlichen Abwasseranlagen herstellt, benutzt oder

andert,

12. entgegen § 15 Abs. 1 private Niederschlagswasser-Beseitigungsanlagen herstellt, benutzt oder andert,
13. entgegen § 14 Abs. 4 Grundwasser oder sonstiges Wasser, das kein Abwasser ist oder Abwasser, das

der Beseitigungspflicht nicht unterliegt, ohne besondere Genehmigung der Gemeinde in 6ffentliche
Abwasseranlagen einleitet,

14. den Hausanschluss und/oder Stichkanal nicht nach den Vorschriften des § 16 und des § 17 Abs. 4

Satze 2 und 3 herstellt,

15. die Verbindung des Hausanschlusses oder des Stichkanals mit der 6ffentlichen Abwasseranlage nicht

nach § 17 Abs. 4 Satz 1 in Einvernehmen mit der Gemeinde herstellt,

16. entgegen § 17 Abs. 5 einen Hausanschluss und/oder Stichkanal nicht andert, wenn Menge oder Art

der Abwasser dies notwendig machen und der Grundstiickseigentiimer von der Gemeinde zur Ande-
rung aufgefordert wurde,

17. entgegen § 17 Abs. 6 Kleinklaranlagen, Gruben oder Sickeranlagen nicht oder nicht fristgeman auller

Betrieb setzt,

18. entgegen § 18 Abs. 1 keine ordnungsgemalfen Abscheider mit den dazugehdrigen Schlammfangen

einbaut, betreibt und unterhalt oder nicht mehr betriebsfahige Abscheider nicht erneuert,
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entgegen § 18 Abs. 2 Satz 1 die notwendige Entleerung und Reinigung der Abscheider nicht rechtzeitig
vornimmt,

entgegen § 18 Abs. 4 Zerkleinerungsgerate oder ahnliche Gerate an seine Grundsticksentwasse-
rungsanlage anschlief3t,

entgegen § 19 Abs. 1 die Grundsticksentwasserungsanlage vor der Abnahme in Betrieb nimmt,
entgegen § 19 Abs. 2 den Zutritt der Bediensteten der Gemeinde zur Uberwachung oder Abnahme der
Grundstiicksentwasserungsanlagen sowie zur Uberwachung der Einleitung und Entnahme von Abwas-
ser- bzw. Bodenproben nicht gestattet bzw. seinen Mitwirkungspflichten nicht nachkommt.

entgegen § 19 Abs. 3 seiner Priifungspflicht hinsichtlich Hausanschluss und ggf. Stichkanal nicht frist-
gerecht nachkommt,

entgegen § 19 Abs. 4 Betriebsstérungen oder erkennbare Mangel an Anschlusskanalen nicht unver-
zuglich mitteilt,

entgegen § 19 Abs. 5 Mangel am Hausanschluss und ggf. Stichkanal nicht beseitigt.

entgegen § 22 Abs. 1 trotz Aufforderung der Gemeinde nicht oder nicht vollstandig Auskunft erteilt Gber

a) abwassererzeugende Betriebsvorgange,

b) die Zusammensetzung des Abwassers,

¢) Gesamtmenge und HochstzufluR des Abwassers sowie die Zeiten, in denen es einge-

leitet werden soll,

d) Einrichtungen zur Vorbehandlung des Abwassers mit Bemessungsnachweisen
entgegen § 22 Abs. 2 der Gemeinde keine unverzugliche Mitteilung Uber Einleitungen von gefahrlichen
oder schadlichen Stoffen macht,

entgegen § 22 Abs. 3 der Gemeinde keine unverziigliche Mitteilung iber erhebliche Anderungen in Art
und Menge des Abwassers macht,
entgegen § 23 Abs. 1 Abwasseruntersuchungen durch die Gemeinde nicht gestattet,
entgegen § 24 seinen Anzeigepflichten gegenliber der Gemeinde nicht, nicht richtig oder nicht rechtzei-
tig nachkommt.

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuf3e geahndet werden.

VIIl. Ubergangs- und Schlussbestimmungen

§ 53
Inkrafttreten, AuBerkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2006 erstmals in Kraft.
Die Abwassersatzung in der Fassung vom 21.10.1999, zuletzt gedndert am 16.12.2004, tritt mit Ablauf

des 31.12.2005 aulRer Kraft.

®)

Soweit eine Beitragsschuld nach dem bisherigen Satzungsrecht entstanden ist, gelten anstelle dieser

Satzung die bisherigen Satzungsbestimmungen, welche im Zeitpunkt der Entstehung der Beitragspflicht
gegolten haben.

Konstanz, den 15.12.2005

Frank, Oberbirgermeister
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Anlage 1, Abwassersatzung, Einleitgrenzwerte Indirekteinleiter

Parameter | Grenzwerte | Bemerkungen
1) Allgemeine Parameter
Temperatur 35°C
Ein hoherer Wert kann widerruflich zugelas-
sen werden, wenn die Schutzziele der Klaran-
pH-Wert 6.5-10.0 lage — insbesondere Arbeitssicherheit und

Funktionsfahigkeit der offentlichen Abwasser-
anlage — nicht gefahrdet sind.

Absetzbare Stoffe

Soweit eine Schlammabscheidung wegen der
ordnungsgemalen Funktionsweise der 6ffent-
lichen Abwasseranlage erforderlich ist, kann
eine Begrenzung im Bereich 1 ml/l bis 10 ml/I
nach 0,5 Stunden Absetzzeit, in besonderen
Fallen auch darunter, erfolgen.

2) Organische Stoffe und Stoffkenngréf3en

Schwerfluchtige, lipo-
phile Stoffe (u. a. ver-
seifbare Ole und
Fette) gesamt

300 mg/I

Der Grenzwert gilt auch als eingehalten, wenn
die Schutzziele der Klaranlage nicht gefahrdet
sind und der Indirekteinleiter nachweist, dass
bei normgerecht dimensionierter, ordnungsge-
mal betriebener und sachgerecht gewarteter
Fettabscheideranlage der Konzentrationswert
von 300 mg/l nicht eingehalten werden kann.
Erganzende Hinweise sind der Merkblattreihe
DWA-M 167 ,Abscheider und Ruckstausiche-
rungsanlagen bei der Grundstucksentwasse-
rung — Einbau, Betrieb, Wartung und Kontrolle
zu entnehmen.

Kohlenwasserstoff-in-
dex gesamt. Soweit
im Einzelfall eine wei-
tergehende Entfer-
nung der Kohlenwas-
serstoffe erforderlich
ist:

20 mg/l

Die Bestimmung der Kohlenwasserstoffe bzw.
des Kohlenwasserstoff-Indexes mit den unter-
schiedlichen Konventionsverfahren fuhrt in
vielen Fallen zu voneinander abweichenden
Ergebnissen. Eine generelle Aussage, ob das
neue Verfahren zu systematisch abweichen-
den Befunden flhrt, kann nicht getroffen wer-
den. Reicht bei hohen Kohlenwasserstoff-
frachten und Abwassern, die Kohlenwasser-
stoffe in schwer abscheidbarer Form enthal-
ten, die Vorbehandlung mit Leichtstoffab-
scheidern nach DIN 1999 und DIN EN 858
nicht aus, um Stérungen in der 6ffentlichen
Abwasseranlage zu vermeiden, mussen wirk-
samere Vorbehandlungstechniken (z. B. Koa-
leszenzabscheider) eingesetzt werden.

Anlage 1, Seite 1
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Anlage 1, Abwassersatzung, Einleitgrenzwerte Indirekteinleiter

Parameter

Grenzwerte

Bemerkungen

Adsorbierbare orga-
nisch gebundene Ha-
logene

(AOX)

1 mgl/l

Ein héherer Wert kann widerruflich zugelas-
sen werden, wenn aufgrund der Kenntnis der
halogenorganischen Verbindungen:

1. keine Gefahrdung des Bestandes und/oder
des Betriebes der Abwasseranlagen,

2. keine Gefahrdung des Personals der ab-
wassertechnischen Anlagen,

3. keine Gefahrdung des Gewassers und

4. keine Mehrkosten bei der Abwasserreini-
gung, der Abwasserabgabe und/oder der
Klarschlammentsorgung zu erwarten sind.

Leichtflichtige halo-
genierte Kohlenwas-
serstoffe (LHKW)

0,5 mg/!

Der Grenzwert gilt fur die Summe Trichlor-
ethen, Tetrachlorethen, 1,1,1-Trichlorethan,
Dichlormethan und Trichlormethan, gerechnet
als Chlor, insbesondere zum Schutz der in
den abwassertechnischen Anlagen arbeiten-
den Menschen. In begrundeten Fallen (siehe
Anforderungen der Abwasserverordnung mit
Anhangen) ist zu prufen, ob im Abwasser wei-
tere leichtflichtige, chlorierte Kohlenwasser-
stoffe enthalten sind. Bei positivem Befund
sind diese Stoffe in die Summenbildung ein-
zubeziehen.

Phenolindex, wasser-
dampfflichtig

100 mg/l

Der Grenzwert gilt fur halogenfreie phenoli-
sche Verbindungen. Ergeben substanzspezifi-
sche Analysen, dass halogenierte, insbeson-
dere toxische und biologisch schwer abbau-
bare Phenole vorhanden sind, sind hierflr im
Einzelfall gesonderte Grenzwerte festzulegen.

Farbstoffe

Nur in einer so niedrigen Konzentration, dass
der Vorfluter nach Einleitung des Ablaufes ei-
ner mechanisch-biologischen Klaranlage visu-
ell nicht gefarbt erscheint. Ein Richtwert wird
nicht festgelegt. Gegebenenfalls sind Anfor-
derungen in Einzelfallregelungen festzulegen.

Organische halogen-
freie Losemittel

10 g/l als TOC

Der Grenzwert gilt fur mit Wasser ganz oder
teilweise mischbare und gemaft OECD 301
biologisch leicht abbaubare Losemittel (ent-
nehmbar aus Sicherheitsdatenblatt).

Anlage 1, Seite 2
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Anlage 1, Abwassersatzung, Einleitgrenzwerte Indirekteinleiter

Parameter Grenzwerte Bemerkungen

3) Metalle und Metalloide

Im Einzelfall sind auftretende Probleme des
Indirekteinleiters mit der Einhaltung dieses
Grenzwertes im Einvernehmen mit dem Ab-
wasserbeseitigungspflichtigen zu I6sen. Eine

: denkbare Losung besteht in einer Anpassung
Antimon (Sb) 0.5 mg/l des Wertes auf der Grundlage einer gutach-
terlichen Bilanzierung im Sinne der 17. BIm-
SchV, wenn der Klarschlamm der Verbren-
nung zugefuhrt wird.

Arsen (As) 0,5 mg/l

Blei (Pb) 1 mg/l

Bei diesem Grenzwert kdnnen auch bei Ab-
wasseranteilen von weniger als 10 % vom
Gesamtklarwerkszulauf der Grenzwert der
Cadmium (Cd) 0,5 mg/l Klarschlammverordnung und/oder der
Schwellenwert des Abwasserabgabengeset-
zes Uberschritten werden.

Chrom (Cr) 1 mgl/l
Chrom-VI (Cr) 0,2 mg/l
Cobalt (Co) 2 mgl/l
Kupfer (Cu) 1 mgl/l
Nickel (Ni) 1 mg/l
Quecksilber (Hg) 0,1 mg/I
Zinn (Sn) 5 mgl/l
Zink (Zn) 5 mgl/l

4) Weitere anorganische Stoffe

Stickstoff aus Ammo- 200 mgl/l
nium und Ammoniak
(NH4-N + NH3-N)

Der Wert kann bis 100 mg/l erhdht werden,
sofern rechnerisch nachgewiesen wird, dass
durch die Ableitung im Zulauf der kommuna-

Stickstoff aus Nitrit len Klaranlage bei Trockenwetter 10 mg/l und
10 mgl/l !
(NO2-N) beim Regenwetterabschlag aus dem Kanal-
netz ins Gewasser 1 mg/l nicht berschritten
werden.

Cyanid, leicht freisetz-

bar 1 mg/l
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Anlage 1,

Abwassersatzung, Einleitgrenzwerte Indirekteinleiter

Parameter Grenzwerte

Bemerkungen

Sulfat 600 mg/l

Sulfid (S2-) 1), leicht

freisetzbar 2 mg/l

Einleitungskonzentrationen bis 2 mg/I verursa-
chen erfahrungsgemal keine Probleme, so-
fern das Abwasser in der offentlichen Kanali-
sation ausreichend mit Sauerstoff versorgt,
pH-neutral bis alkalisch und nicht warmer als
20 °C ist. Sind diese Bedingungen nicht er-
fullt, kdnnen Arbeitssicherheits-, Geruchs- und
Korrosionsprobleme durch Schwefelwasser-
stoffemissionen auftreten. Diese werden aber
haufig nicht durch sulfidhaltige Einleitungen,
sondern durch Sulfatreduktion und/oder Zer-
setzung schwefelhaltiger organischer Verbin-
dungen im Kanal verursacht.

Fluorid (F-), geldst 50 mg/I

Phosphor, gesamt 50 mg/I

In Einzelfallen kbnnen hohere Werte zugelas-
sen werden, sofern der Betrieb der Abwasser-
anlagen dies erlaubt. Enthalt das Abwasser
nicht-fallbare Phosphorverbindungen, z. B.
Phosphonate oder Hypophosphite, so kon-
nen, wenn die Schutzziele der Klaranlage ge-
fahrdet sind, auch strengere Werte gefordert
werden.

5) Chemische und biochemische Wirkungsken

ngroéfen

Spontane Sauerstoff- 100 mg/|
zehrung

<20 %

Nitrifikationshemmung Nitrifikationshemmung

Eine Uberwachung von Indirekteinleitern mit
dem genormten Test auf Nitrifikationshem-
mung ist nur durchzufuhren, wenn es ein-
schlagige betriebliche Probleme auf der kom-
munalen Klaranlage gibt. Wird im Einzelfall
die Stoffwechselleistung der Nitrifikanten im
belebten Schlamm signifikant beeintrachtigt
und fihrt dies zu einer Uberschreitung der An-
forderungen bei den Stickstoffparametern
Nges und NH4-N, sollten Indirekteinleiter mit
nitrifikationshemmendem Abwasser die ge-
nannte Anforderung einhalten. Es ist dabei
der nitrifizierende belebte Schlamm derjeni-
gen Klaranlage zu verwenden.
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Hinweis gemaR § 4 Abs. 4 GemO:

Sollte die vorstehende Satzung unter Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung
oder aufgrund der Gemeindeordnung zustande gekommen sein, gilt sie ein Jahr nach dieser Bekanntmachung
als von Anfang an gultig zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn

1. die Vorschriften tiber die Offentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der
Satzungen verletzt worden sind, oder wenn

2. der Oberbirgermeister dem Beschluss des Gemeinderates nach § 43 der Gemeindeordnung wegen Ge-
setzwidrigkeit widersprochen hat oder wenn vor Ablauf eines Jahres nach dieser Bekanntmachung die
Rechsaufsichtsbehérde den Beschluss beanstandet hat oder wenn die Verletzung der Verfahrens- oder
Formvorschrift gegeniber der Stadt Konstanz unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung
begriinden soll, schriftlich geltend gemacht worden ist.

Ist eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht worden, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 ge-
nannten Jahresfrist jedermann diese Verletzung geltend machen.



	(1) Die Stadt Konstanz (Entsorgungsbetriebe Stadt Konstanz) nachstehend kurz "Gemeinde" genannt, betreibt die Beseitigung des in ihrem Gebiet anfallenden Abwassers als eine öffentliche Einrichtung. Sie stellt die hierzu erforderlichen öffentlichen Abw...
	(2) Diese Satzung regelt die Benutzung der öffentlichen Einrichtung und dient hierbei insbesondere dazu
	1. schädliche Auswirkungen auf die Umwelt, insbesondere auf die Gewässer zu vermeiden,
	2. die öffentliche Abwasseranlage und deren Bedienstete zu schützen,
	3. den Schadstoffgehalt des Klärschlamms zu verringern.
	Befugnisse, die der Gemeinde nach dieser Satzung eingeräumt sind, dürfen nur zu diesen Zwecken ausgeübt werden.


	(3) Die Gemeinde ist zur Beseitigung von Abwasser nur verpflichtet, soweit das Abwasser als angefallen gilt. Als angefallen gilt Abwasser, das
	1. über eine Grundstücksentwässerungsanlage in die öffentliche Abwasseranlage eingeleitet wird  (zentrale Abwasserbeseitigung),
	2. in Kleinkläranlagen und geschlossenen Gruben gesammelt wird (dezentrale Abwasserbeseitigung) oder
	3. zu einer öffentlichen Abwasserbehandlungsanlage gebracht (angeliefert) wird.
	§ 46 Abs. 2 Ziff. 2 WG gilt entsprechend.
	(4) Art, Lage und Umfang der öffentlichen Abwasseranlagen sowie den Zeitpunkt ihrer Herstellung, Erneuerung, Erweiterung oder Änderung bestimmt die Gemeinde. Ein Rechtsanspruch auf derartige Maßnahmen besteht nicht.
	(5) Für die Erstellung und Herausgabe von Kanalkatasterauszügen erhebt die Gemeinde eine Gebühr. Diese beträgt bis einschließlich DIN A3 je Auszug 20 €, größer als DIN A3 bis einschließlich DIN A0 je Auszug 40 €. Für Auszüge im DWG/DXF Format wird zus...


	(1) Abwasser im Sinne dieser Satzung ist
	1. das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch verunreinigt oder sonst in seinen Eigenschaften veränderte und das bei Trockenwetter damit zusammen abfließende Wasser (Schmutzwasser),
	2. das von Niederschlägen aus dem Bereich bebauter oder befestigter Grundstücke abfließende und gesammelte Wasser (Niederschlagswasser).
	Als Schmutzwasser gelten auch die aus Anlagen zum Behandeln, Lagern oder Ablagern von Abfällen austretenden und gesammelten Flüssigkeiten.


	(2) Die Abwasserbeseitigung im Sinne dieser Satzung umfaßt
	1. die zentrale Abwasserbeseitigung,
	2. die dezentrale Abwasserbeseitigung,
	3. die Überwachung der Einleitung von Abwasser in die öffentlichen Abwasseranlagen,
	4. die Untersuchung von Abwasserproben.

	(3) Die zentrale Abwasserbeseitigung umfasst alle zentralen Abwasseranlagen mit dem Zweck, das im Gemeindegebiet anfallende Abwasser zu sammeln, den Abwasserbehandlungsanlagen zuzuleiten und zu reinigen.
	(4) Die zentralen Abwasseranlagen gliedern sich in
	1. öffentliche Abwasseranlagen und
	2. Grundstücksentwässerungsanlagen.
	1. Abwasserpumpwerke und Kläranlagen, Regenwasserbehandlungsanlagen, alle Kanäle mit Sammlerfunktion (öffentliche Kanäle) sowie offene und geschlossene Gräben, soweit sie von der Gemeinde zur öffentlichen Abwasserbeseitigung genutzt werden;
	2. gemeindeeigene Einrichtungen zur Überwachung und Untersuchung von Abwasser;
	3. Anlagen, die Dritten gehören, aber mit deren Zustimmung von der Gemeinde für die öffentliche Abwasserbeseitigung benutzt oder mitbenutzt werden.

	(6) Grundstücksentwässerungsanlagen im Sinne dieser Satzung sind alle Einrichtungen bis zur Abzweigstelle des öffentlichen Kanalnetzes, die der Sammlung, Vorbehandlung, Prüfung und Ableitung des Abwassers dienen.
	Zu den Grundstücksentwässerungsanlagen gehören
	1. alle Einrichtungen auf dem eigenen Grundstück (Hausanschluss),
	2. Verbindungsleitungen und diesen Leitungen dienende Kontrollschächte von der Grundstücksgrenze zur öffentlichen Sammelleitung im Bereich der öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen (Anschlusskanäle),
	3. ausnahmsweise Verbindungsleitungen von der Grundstücksgrenze über andere Privatgrundstücke (Hinterlieger) zur öffentlichen Sammelleitung (Stichkanäle).
	(7) Die dezentrale Abwasserbeseitigung umfasst die Abfuhr und Beseitigung des Schlamms aus Kleinkläranlagen sowie des Inhalts von geschlossenen Gruben einschließlich der Überwachung des ordnungsgemäßen Betriebs dieser Anlagen durch die Gemeinde oder d...
	Zu den öffentlichen dezentralen Abwasseranlagen gehören alle Vorkehrungen und Einrichtungen für die Abfuhr und die Behandlung von Abwasser aus geschlossenen Gruben und Fäkalschlamm aus Kleinkläranlagen (Hauskläranlagen) außerhalb des zu entwässernden ...
	Niederschlagswasser-Beseitigungsanlagen

	Werden Anlagen für das Sammeln, Verwenden, Versickern oder Einleiten von Niederschlagswasser hergestellt, gelten folgende Regelungen:
	1. Das auf öffentlichen und privaten Flächen anfallende Niederschlagswasser soll unter Ausschöpfung der Versickerungsfähigkeit der Böden und der Reinigungsfähigkeit der belebten und begrünten oberen Bodenschicht weitestgehend dezentral versickert oder...
	2. Die Niederschlagswasser-Beseitigung umfasst auch das Rückhalten von Niederschlagswasser.

	3. Zur öffentlichen Abwasseranlage (§ 2 Abs.5) gehören auch Anlagen zur Versickerung, Beseitigung und Einleitung des Niederschlagswassers, soweit sie rechtlich und wirtschaftlich ein einheitliches System bilden und von der Gemeinde als öffentliche Ein...
	a) dezentrale und semizentrale Mulden-Rigolen-Systeme,
	b) oberflächige oder oberflächennahe Ableitungselemente (Muldensteine, Pflasterrinnen, Schwerlastrinnen, Flachkanäle u.ä.),
	c) öffentliche Gewässer.
	Zu den öffentlichen Niederschlagswasser-Beseitigungsanlagen gehören auch Anlagen und Einrichtungen, die nicht von der Gemeinde selbst, sondern von Dritten hergestellt und unterhalten werden, wenn sich die Gemeinde ihrer zur öffentlichen Niederschlagsw...
	4. Zu den Grundstücksentwässerungsanlagen (§ 2 Abs. 6) gehören auch alle Einrichtungen, die der Rückhaltung, Behandlung, Versickerung und Einleitung des Niederschlagswassers dienen.
	5. Die in Ziff. 4 aufgeführten Einrichtungen sind auch Bestandteil der jeweiligen Grundstücksentwässerungsanlagen (§ 2 Abs. 6 Ziff. 1 bis 3), soweit sie nicht zu den öffentlichen Abwasseranlagen gehören (private Niederschlagswasser-Beseitigungsanlagen).
	II.  Anschluss und Benutzung



	(3) Bebaute Grundstücke sind anzuschließen, sobald die für sie bestimmten öffentlichen Abwasseranlagen betriebsfertig hergestellt sind und zur Benutzung bereitstehen. Wird die öffentliche Abwasseranlage erst nach Errichtung einer baulichen Anlage herg...
	(4) Unbebaute Grundstücke sind anzuschließen, wenn der Anschluss im Interesse der öffentlichen Gesundheitspflege, des Verkehrs, aus bautechnischen oder aus anderen Gründen des öffentlichen Wohls geboten ist.
	(1) Wenn der Anschluss eines Grundstücks an die nächste öffentliche Abwasseranlage technisch unzweckmäßig oder die Ableitung des Abwassers über diesen Anschluss für die öffentliche Abwasseranlage nachteilig wäre, kann die Gemeinde verlangen oder gesta...
	(1) Von der Verpflichtung zum Anschluss seines Grundstücks an die öffentliche Abwasserbeseitigung und von der Pflicht zur Benutzung deren Einrichtungen ist aufgrund § 46 Abs. 4 und Abs. 5 Satz 1 WG der nach § 4 Abs.1 Verpflichtete auf Antrag insoweit ...
	(2) Im Rahmen der dezentralen Abwasserbeseitigung wird der nach § 4 Abs. 1 Verpflichtete auf Antrag von der Benutzung der gemeindlichen Abfuhr des Schlamms bzw. Abwassers insoweit und solange befreit, als er selbst eine ordnungsgemäße Abfuhr des auf s...
	(1) Für die private Niederschlagswasserbeseitigung durch Anlagen zur Versickerung im Sinne von § 3 sowie durch schadlose Einleitung in ein oberirdisches Gewässer gelten anstelle der §§ 4 bis 6 die nachfolgenden Regelungen.
	(2) Niederschlagswasser von Grundstücken, die nach dem 1.1.1999 bebaut, befestigt oder an die öffentliche Kanalisation angeschlossen werden, soll auf den Grundstücken beseitigt oder genutzt werden. Setzt ein Bebauungsplan fest, daß im Bebauungsplangeb...
	(3) Bei der Beseitigung des Niederschlagswassers auf dem Grundstück ist die Versickerungsfähigkeit des Grundstücks auszuschöpfen und dabei die Reinigungsfähigkeit der belebten und begrünten oberen Bodenschicht vollständig auszunutzen (oberirdische Ver...
	(4) Eine erlaubnisfreie Einleitung in oberirdische Gewässer zur Beseitigung von Niederschlagswasser ist nur zulässig, soweit dies schadlos unter Beachtung der Anforderungen der jeweils gültigen Fassung der Verordnung des Ministeriums für Umwelt und Ve...
	(5) In dem Umfang, in dem eine schadlose Beseitigung von Niederschlagswasser nach Maßgabe der vorstehenden Regelungen zulässig ist, besteht kein Anschluss- und Benutzungszwang.
	(6) Ein Anschluss- und Benutzungszwang zur Einleitung von Niederschlagswasser besteht nur in dem Umfang, in dem eine Versickerung im Sinne des Abs. 3 nicht möglich ist. Die Gemeinde kann darüber hinaus eine Anschluss- und Benutzungspflicht eines Grund...
	Die Grundstückseigentümer haben den Anschluss innerhalb von drei Monaten nach der Anordnung der Gemeinde vorzunehmen. Im Übrigen gelten die §§ 4 bis 6 entsprechend.
	(7) Ist eine Beseitigung von Niederschlagswasser auf dem Grundstück nicht oder nur teilweise möglich, so haben die Grundstückseigentümer dies auf Aufforderung nachzuweisen.
	(1) Von der öffentlichen Abwasserbeseitigung sind sämtliche Stoffe ausgeschlossen, die die Reinigungswirkung der Klärwerke, den Betrieb der Schlammbehandlungsanlagen, die Schlammbeseitigung, oder die Schlammverwertung beeinträchtigen, die öffentlichen...
	(2) Insbesondere sind ausgeschlossen
	1. feuergefährliche, explosive, giftige, fett- und ölhaltige Stoffe (zum Beispiel Heizöl, Benzin, Karbit, Phenole, Öle und Fette, Öl-/Wasseremulsionen, Säuren, Laugen, Salze, Reste von Pflanzenschutzmitteln oder vergleichbaren Chemikalien, Lösungsmitt...
	2. infektiöse Stoffe, Medikamente,
	3. radioaktive Stoffe, d. h. Abwasser, das hinsichtlich der Radioaktivität die Freigrenzen des Strahlenschutzrechtes überschreitet,
	4. Stoffe/Farbstoffe, soweit sie zu einer deutlichen Verfärbung des Abwassers in der Sammelkläranlage oder des Gewässers führen,
	5. Abwasser oder andere Stoffe, die schädliche Ausdünstungen, Gase, Dämpfe oder üble Gerüche verbreiten oder verursachen können,
	6. Stoffe auch im zerkleinerten Zustand -, die die Abwasseranlagen verstopfen, verkleben oder Ablagerungen hervorrufen können (zum Beispiel Kehricht, Schutt, Asche, Zellstoffe, Sand, Glas, Kies, Kunststoffe, Textilien, Faserstoffe, Zement, Kunstharze,...
	7. Räumgut aus Leichtstoff- und Fettabscheidern, Jauche, Gülle, Abwasser aus Dunggruben und Tierhaltungen, Silagegärsaft, Blut aus Schlachtereien, Molke,
	8. Absetzgut, Schlämme oder Suspensionen aus Vorbehandlungsanlagen, Räumgut aus Grundstückskläranlagen und Abortgruben, unbeschadet gemeindlicher Regelung zur dezentralen Abwasserbeseitigung,
	9. Abwasser, bei dem im Einzelfall die in einer wasserrechtlichen Genehmigung festgesetzten Grenzwerte nicht eingehalten werden. Es ist unzulässig, ohne innerbetriebliche Notwendigkeit Abwasser zu verdünnen oder Abwasserteilströme innerbetrieblich zu ...
	10. Abwasser, von dem zu erwarten ist, dass es gemäß § 58 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) auch nach Behandlung in der Sammelkläranlage nicht den nach der Abwasserverordnung in ihrer jeweils geltenden Fassung für die Einleitung maßgebenden Anf...
	11. Stoffe, die geeignet sind, die bei der Entleerung, Abfuhr und Behandlung der im Rahmen der dezentralen Abwasserbeseitigung eingesetzten Geräte, Fahrzeuge und Abwasserreinigungsanlagen zu beeinträchtigen, zu beschädigen oder zu zerstören.
	(3) Unbeschadet der Regelung in Abs. 2 Nr. 9 darf Abwasser in die öffentlichen Abwasseranlagen nicht eingeleitet werden, dessen Beschaffenheit oder Inhaltsstoffe über den Einleitgrenzwerten der Anlage 1 der Abwassersatzung liegen.
	(4) Die Gemeinde kann im Einzelfall über die nach Abs. 2 einzuhaltenden Grenzwerte hinausgehende Anforderungen stellen, wenn dies für den Betrieb der öffentlichen Abwasseranlagen erforderlich ist.

	(5) Die Gemeinde kann im Einzelfall Abwasser von der öffentlichen Abwasserbeseitigung ausschließen,
	1. dessen Sammlung, Fortleitung oder Behandlung im Hinblick auf den Anfallort oder wegen der Art oder Menge des Abwassers unverhältnismäßig hohen Aufwand verursachen würde,
	2. das nach den allgemein anerkannten Regeln der Abwassertechnik nicht mit häuslichen Abwässern gesammelt, fortgeleitet oder behandelt werden kann.

	(6) Die Gemeinde kann im Einzelfall Ausnahmen von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 2 zulassen, wenn öffentliche Belange nicht entgegenstehen und die Versagung der Ausnahme im Einzelfall eine unbillige Härte bedeuten würde.
	(7) Die Gemeinde kann in den Fällen der Absätze 1 bis 4 den Anschluss und die Benutzung gestatten, wenn der Grundstückseigentümer die für den Bau und Betrieb der öffentlichen Abwasseranlagen entstehenden Mehrkosten übernimmt und auf Verlangen angemess...
	(8) Schließt die Gemeinde in Einzelfällen Abwasser von der Beseitigung aus, bedarf dies der Zustimmung der Wasserbehörde (§ 46  Abs. 4 Satz 2 WG).
	(1) Die Gemeinde kann im Einzelfall die Einleitung von Abwässern von einer Vorbehandlung oder Speicherung abhängig machen, wenn seine Beschaffenheit oder Menge dies, insbesondere im Hinblick auf den Betrieb der öffentlichen Abwasseranlagen oder auch s...
	(2) Fäkalienhaltiges Abwasser darf in öffentliche Abwasseranlagen, die nicht an ein öffentliches Klärwerk angeschlossen sind, nur nach ausreichender Reinigung eingeleitet werden.
	(3) Werden Gebiete im Trennverfahren entwässert, so ist das Schmutzwasser getrennt von dem Niederschlagswasser und dem nicht reinigungsbedürftigen Abwasser in die jeweils dafür bestimmten öffentlichen Abwasseranlagen einzuleiten. Bei Grundstücken mit ...
	Eigenkontrolle
	(1) Anschlusskanäle werden ausschließlich von der Gemeinde hergestellt, unterhalten, erneuert, geändert, abgetrennt und beseitigt.
	(2) Art, Zahl und Lage der Anschlusskanäle sowie deren Änderung werden nach Anhörung des Grundstückseigentümers und unter Wahrung seiner berechtigten Interessen von der Gemeinde bestimmt.
	(4) In besonders begründeten Fällen (z. B. bei Sammelgaragen, Reihenhäusern) kann die Gemeinde den Anschluss mehrerer Grundstücke über einen gemeinsamen Anschlusskanal vorschreiben oder auf Antrag zulassen. Die Kosten gemäß § 13 Abs. 1 Ziff. 1 tragen ...
	(5) Werden Gebiete im Trennverfahren entwässert, gelten die beiden Anschlusskanäle als ein Anschlusskanal.
	(6) Die Gemeinde kann auf Antrag des Grundstückseigentümers weitere Anschlusskanäle sowie vorläufige, vorübergehende Anschlüsse herstellen.
	(1) Der Grundstückseigentümer hat zu tragen:
	1. Die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung der Anschlusskanäle (§ 12 Abs. 3 und 4);
	2. Die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung der Anschlusskanäle und Anschlüsse nach § 12 Abs. 6.
	Zu diesen Kosten gehören auch die Aufwendungen für die Wiederherstellung des alten Zustandes auf den durch die Arbeiten beanspruchten Flächen sowie die Honorare für eigene Ingenieurleistungen der Gemeinde nach der Verordnung über die Honorare für Leis...

	(3) Der Kostenersatzanspruch entsteht mit der endgültigen Herstellung des Anschlusskanals, im Übrigen mit der Beendigung der kostenersatzpflichtigen Maßnahme. Maßgeblicher Zeitpunkt für die endgültige Herstellung des Anschlusskanals ist der Tag der An...
	(3) Aus dem Antrag müssen auch Art, Zusammensetzung und Menge der anfallenden Abwässer, die vorgesehene Behandlung der Abwässer und die Bemessung der Anlagen ersichtlich sein. Außerdem sind dem Antrag folgende Unterlagen beizufügen:
	-   Lageplan im Maßstab 1 : 500 mit Einzeichnung sämtlicher auf dem Grundstück bestehender Gebäude, der Straße, der Schmutz- und Regenwasseranschlussleitungen, der vor dem Grundstück liegenden Straßenkanäle und der etwa vorhandenen weiteren Entwässeru...
	-   Systemschnitte der zu entwässernden Gebäudeteile im Maßstab 1 : 100 in der Richtung der Hauptleitungen (mit Angabe der Hauptleitungen und der Fallrohre, der Dimensionen und der Gefällverhältnisse, der Höhenlage, der Entwässerungsanlage und des Str...
	Die zur Anfertigung der Pläne erforderlichen Angaben (Höhenlage des Straßenkanals, Lage der Anschlussstelle und Höhenfestpunkte) sind bei der Gemeinde (bei den Entsorgungsbetrieben Stadt Konstanz) einzuholen. Dort sind auch Formulare für die Entwässer...
	(1) Der Bau von privaten Niederschlagswasser-Beseitigungsanlagen und ihre Benutzung sowie deren Änderung bedarf der schriftlichen Genehmigung der Gemeinde.
	(2) Für den Antrag auf Genehmigung ist ein Formblatt (Antrag zum Bau von privaten Niederschlagswasser-Beseitigungsanlagen) zu verwenden, das bei der Gemeinde erhältlich ist. Der Antrag ist bei der Gemeinde mindestens einen Monat vor dem geplanten Hers...
	a) einen Lage- und Höhenplan in dem auszuweisen sind
	- die befestigten abflusswirksamen Flächen und die Art ihrer Nutzung (Dachfläche, Lagerfläche, Zufahrt, Weg, Parkplatz u.ä.),
	- die Größe der einzelnen abflusswirksamen Flächen in m2,
	- die Art der Befestigung (Beton, Asphalt, Rasengittersteine u.ä.),
	- die Beseitigungsanlage einschließlich der Zuführungen,
	b) den die Flächenbilanz des Grundstücks mit einer Auflistung aller Grundstücksteilflächen nach Größe und Art der Nutzung (Haupt- und Nebengebäude, Hoffläche, Parkplätze, Grünflächen u.ä.),
	c) den Bauentwurf der privaten Niederschlagswasser-Beseitigungsanlage einschließlich des Nachweises, dass die Anforderungen des § 7 Abs. 8 erfüllt werden,
	d) Angaben zur Sickerfähigkeit des Bodens,
	e) hydrauliche Berechnung.

	Hausanschlüsse und Stichkanäle sind nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik herzustellen, zu unterhalten und zu betreiben. Allgemein anerkannte Regeln der Technik sind insbesondere die technischen Bestimmungen für den Bau, den Betrieb und di...
	(1) Stichkanäle werden bei neu zu erschließenden Grundstücken nur ausnahmsweise zugelassen, wenn ein direkter Anschluss an einen Anschlusskanal technisch unmöglich ist und Benutzungsrechte und Unterhaltungspflichten vertraglich geregelt und dinglich g...
	(2) Stichkanäle und Hausanschlüsse hat der Grundstückseigentümer auf seine Kosten herzustellen, zu erneuern, zu ändern, zu beseitigen, zu unterhalten und nach Bedarf gründlich zu reinigen.
	(3) Ist es aus technischen Gründen erforderlich, kann die Gemeinde zusammen mit den Anschlusskanälen einen Teil der Stichkanäle und Hausanschlüsse, einschließlich der Prüf- bzw. Kontrollschächte herstellen oder erneuern. Die insoweit entstehenden Kost...
	(4) Der Grundstückseigentümer hat die Verbindung der Hausanschlüsse und Stichkanäle mit dem Anschlusskanal im Einvernehmen mit der Gemeinde herzustellen. Anschlussleitungen sind in der Regel mit mindestens 150 mm Nennweite auszuführen. Der letzte Scha...
	(5) Bestehende Hausanschlüsse und Stichkanäle sind von dem Grundstückseigentümer auf seine Kosten zu ändern, wenn Menge oder Art des Abwassers dies notwendig machen.
	(6) Kleinkläranlagen, abflusslose Gruben und Sickeranlagen sind binnen einer Frist von sechs Monaten außer Betrieb zu setzen, sobald das Grundstück an ein öffentliches Klärwerk angeschlossen ist. Die Kosten der Stillegung trägt der Grundstückseigentümer.
	(8) Die Abs. 1 bis 7 gelten auch für private oder öffentliche Niederschlagswasser-Beseitigungsanlagen im Sinne von § 3 auf dem eigenen Grundstück.
	(9) Setzt eine Entwässerungsgenehmigung nach § 15 und/oder ein Bebauungsplan abweichend von Abs. 1 bis 2 fest, dass ein Hausanschluss und/oder ein Stichkanal als private Niederschlagswasser-Beseitigungsanlage im Sinne von § 3 ganz oder teilweise von d...
	(10) Verläuft eine Niederschlagswasser-Beseitigungsanlage über mehrere angeschlossene Grundstücke und/oder dient sie auch der Bewirtschaftung von Zuflüssen von öffentlichen Flächen, sind die Kosten im Sinne von Abs. 8 von den jeweiligen Grundstückseig...
	(1) Auf Grundstücken, auf denen Fette, Leichtflüssigkeiten wie Benzin und Benzol sowie Öle oder Ölrückstände in das Abwasser gelangen können, sind Vorrichtungen zur Abscheidung dieser Stoffe aus dem Abwasser (Abscheider mit dazugehörenden Schlammfänge...
	(2) Die Abscheider mit den dazugehörenden Schlammfängen sind vom Grundstückseigentümer in regelmäßigen Zeitabständen, darüber hinaus bei besonderem Bedarf zu leeren und zu reinigen. Bei schuldhafter Säumnis ist er die Gemeinde schadenersatzpflichtig. ...
	(3) Die Gemeinde kann vom Grundstückseigentümer im Einzelfall den Einbau und den Betrieb einer Abwasserhebeanlage verlangen, wenn dies für die Ableitung des Abwassers notwendig ist; dasselbe gilt für Pumpanlagen auf Grundstücken, die an Abwasserdruckl...
	(4) Zerkleinerungsgeräte für Küchenabfälle, Müll, Papier usw. sowie Handtuchspender mit Spülvorrichtung dürfen nicht an Hausanschlüsse und Stichkanäle angeschlossen werden.
	(5) Toiletten mit Wasserspülung, Bodenabläufe, Ausgüsse, Spülen, Waschbecken und dergl., die tiefer als die Straßenoberfläche an der Anschlussstelle der Grundstücksentwässerung (Rückstauebene) liegen, müssen vom Grundstückseigentümer auf seine Kosten ...
	(1)  Vor der baurechtlichen Abnahme darf die Grundstücksentwässerungsanlage nicht in Betrieb genommen werden. Ist eine Baugenehmigung nicht erforderlich, erfolgt die Abnahme durch die Gemeinde. Die Abnahme der Grundstücksentwässerungsanlage befreit de...
	(2)  Die Gemeinde ist berechtigt, die Grundstücksentwässerungsanlagen zu prüfen. Der Grundstückseigentümer und der Besitzer (nach § 4 Abs. 1) sind verpflichtet, die Prüfungen zu dulden und dabei Hilfe zu leisten. Sie haben den zur Prüfung des Abwasser...
	(3)  Der Grundstückseigentümer und der Besitzer sind verpflichtet, Hausanschluss und ggf. Stichkanal entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der Technik auf Dichtigkeit und sonstige Mängel zu prüfen. § 16 gilt entsprechend.
	(4) Bei Betriebsstörungen oder erkennbaren Mängeln an den Anschlusskanälen haben der Grundstückseigentümer und der Besitzer die Gemeinde unverzüglich zu benachrichtigen.
	(5) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, festgestellte Mängel an Hausanschluss und ggf. Stichkanal unverzüglich zu beseitigen. Werden Mängel an Hausanschluss und ggf. Stichkanal von der Gemeinde festgestellt, ist der Grundstückseigentümer nach ...
	(6) Die Abs. 1 bis 5 gelten für private Niederschlagswasser-Beseitigungsanlagen im Sinne von § 3 entsprechend. Darüber hinaus ist der Grundstückseigentümer verpflichtet, die Betriebsfähigkeit und Betriebssicherheit dieser privaten Niederschlagswasser-...
	a) eine mindestens halbjährliche Kontrolle der Beseitigungsanlage,
	b) die unverzügliche Beseitigung von Verstopfungen, größeren Stoffanreicherungen und baulichen Schäden und
	IV. Überwachung, Haftung


	(2) Die Entsorgung der dezentralen Abwasseranlagen erfolgt regelmäßig, mindestens jedoch in den von der Gemeinde für jede Kleinkläranlage und geschlossene Grube unter Berücksichtigung der Herstellerhinweise, der DIN 4261, den Bestimmungen der Allgemei...
	(3) Der Grundstückseigentümer hat der Gemeinde den etwaigen Bedarf für eine Entleerung vor dem für die nächste Leerung festgelegten Termin anzuzeigen. Die Anzeige hat für geschlossene Gruben spätestens dann zu erfolgen, wenn diese bis auf 50 Zentimete...
	(4) Die Gemeinde kann die dezentralen Abwasseranlagen auch zwischen den nach Absatz 2 festgelegten Terminen und ohne Anzeige nach Absatz 3 entsorgen, wenn aus Gründen der Wasserwirtschaft ein sofortiges Leeren erforderlich ist.
	(5) Der Grundstückseigentümer ist dafür verantwortlich, daß die dezentralen Abwasseranlagen jederzeit zum Zwecke des Abfahrens des Abwassers zugänglich sind und sich der Zugang in einem verkehrssicheren Zustand befindet.
	(1) Wer gewerbliches oder industrielles Abwasser oder Abwasser, das in seiner Beschaffenheit erheblich von häuslichem Abwasser abweicht, der öffentlichen Abwasseranlage zuführt, hat nach näherer Aufforderung durch die Gemeinde Auskunft zu erteilen über
	1. die Abwasser erzeugenden Betriebsvorgänge, insbesondere über Menge und Beschaffenheit des Verarbeitungsmaterials der Erzeugnisse, Roh- und Einsatzstoffe, soweit diese Faktoren die Qualität des Abwassers beeinflussen oder beeinflussen können,
	2. die Zusammensetzung des Abwassers,
	3. Gesamtmenge und Höchstzufluss des Abwassers sowie die Zeiten, in denen eingeleitet werden soll,
	4. Einrichtungen zur Vorbehandlung des Abwassers mit Bemessungsnachweisen.

	(2) Wenn gefährliche oder schädliche Stoffe in Mengen, die die Schutzgüter des § 1 Abs. 2 gefährden, in die öffentliche Abwasseranlage gelangen, ist die Gemeinde vom Verursacher und vom Benutzer unverzüglich zu benachrichtigen.
	(1) Wer gewerbliches, industrielles o. ä., nicht häusliches Abwasser einleitet, ist verpflichtet, dieses jederzeit durch die Gemeinde oder deren Beauftragten untersuchen zu lassen.
	(2) Die Probenahme erfolgt am Prüfschacht an der Grundstücksgrenze. Aus technischen Gründen kann die Gemeinde im Einzelfall eine andere Entnahmestelle - soweit möglich unter Anhörung des Unternehmens - bestimmen. Für das Zutrittsrecht gilt § 19 Absatz...
	(3) Die Gemeinde bestimmt nach pflichtgemäßem Ermessen, in welchen Abständen und durch wen Proben zu entnehmen sind und wer sie untersucht.
	(1) Binnen eines Monats sind der Gemeinde anzuzeigen:
	a) Die Verwendung von Wasser aus einer nicht öffentlichen Wasserversorgungsanlage auf einem an die öffentlichen Abwasseranlagen angeschlossenen Grundstück;
	b) die Inbetriebnahme und das Verfahren (Art der Abwasserbeseitigung) von Kleinkläranlagen oder geschlossenen Gruben;
	c) der Anfall von Abwasser, das einen Verschmutzungsgrad annimmt, der nach § 48 einen erhöhten Gebührensatz auslösen kann;
	d) der Erwerb oder die Veräußerung eines an die öffentlichen Abwasseranlagen angeschlossenen Grundstücks. Entsprechendes gilt beim Erbbaurecht oder einem sonstigen dinglichen baulichen Nutzungsrecht.
	Anzeigepflichtig ist der Gebührenschuldner.

	(2) Binnen eines Monats nach Ablauf des Veranlagungszeitraumes hat der Gebührenschuldner der Gemeinde anzuzeigen:
	a) Die Menge des Wasserverbrauchs aus einer nicht öffentlichen Wasserversorgungsanlage,
	b) die Menge der Einleitungen aufgrund besonderer Genehmigungen.

	(3) Unverzüglich haben der Grundstückseigentümer und die sonst zur Nutzung eines Grundstücks oder einer Wohnung berechtigten Personen der Gemeinde mitzuteilen:
	a) Änderungen der Beschaffenheit, der Menge und des zeitlichen Anfalls des Abwassers;
	b) wenn gefährliche oder schädliche Stoffe in die öffentlichen Abwasseranlagen gelangen oder damit zu rechnen ist.

	(7) Die Gemeinde behält sich vor, die Angaben des Gebührenschuldners nachzuprüfen. Die Beauftragten der Gemeinde sind berechtigt, Grundstücke zur Prüfung der Gebührenpflicht und für ihre Ermittlungen im Rahmen der Gebührenfestsetzung zu betreten. Die ...
	(1) Die Grundstückseigentümer und die Benutzer haften für schuldhaft verursachte Schäden, die infolge einer unsachgemäßen oder den Bestimmungen dieser Satzung widersprechenden Benutzung oder infolge eines mangelhaften Zustandes der Grundstücksentwässe...
	(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgelegt ist, wenn sie bebaut oder gewerblich genutzt werden können.
	Erschlossene Grundstücke, für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, unterliegen der Beitragspflicht, wenn sie nach der Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geordneten baulichen Entwicklung der Gemeinde zur Bebauung ...
	(2) Wird ein Grundstück an die öffentlichen Abwasseranlagen tatsächlich angeschlossen, so unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen des Abs. 1 nicht erfüllt sind.
	(3) Der Beitragspflicht unterliegen auch Grundstücke, die mit den in Abs. 1 und 2 genannten eine wirtschaftliche Einheit bilden.
	(4) Veranlasst das besondere Interesse eines Grundstückseigentümers zusätzliche Aufwendungen, so muss er diese allein tragen.
	(1) Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Zustellung des Beitragsbescheides Eigentümer des Grundstücks ist. Der Erbbauberechtigte ist anstelle des Eigentümers Beitragsschuldner.
	(2) Mehrere Beitragsschuldner haften als Gesamtschuldner. Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil Beitragsschuldner.
	(3) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück, im Falle des Abs. 1 Satz 2 auf dem Erbbaurecht, im Falle des Abs. 2 Satz 2 auf dem Wohnungs- oder dem Teileigentum.
	Maßstab für den Abwasserbeitrag ist die Nutzungsfläche. Diese ergibt sich durch Vervielfachung der Grundstücksfläche (§ 31) mit dem Nutzungsfaktor (§ 32). Dabei werden Bruchzahlen bis einschließlich 0,5 abgerundet und solche über 0,5 auf die nächstfol...
	(1) Als Grundstücksfläche gilt:
	1. bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplanes die Fläche, die der Ermittlung der zulässigen Nutzung zugrundezulegen ist;
	2. soweit ein Bebauungsplan nicht besteht oder die erforderliche Festsetzung nicht enthält, die tatsächliche Grundstücksfläche bis zu einer Tiefe von 50 Metern von der der Erschließungsanlage zugewandten Grundstücksgrenze. Reicht die bauliche oder gew...

	(2) § 31 Abs. 1 KAG bleibt unberührt.
	1. eingeschossiger Bebaubarkeit 1,00
	2. zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25
	3. dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,50
	4. vier- oder fünfgeschossiger Bebaubarkeit 1,75
	5. sechs- oder mehrgeschossiger Bebaubarkeit  2,00
	(2) Bei Stellplatzgrundstücken und bei Grundstücken, für die nur eine Nutzung ohne Bebauung zulässig ist oder bei denen die Bebauung nur untergeordnete Bedeutung hat, wird ein Nutzungsfaktor von 0,5 zugrunde gelegt. Dasselbe gilt für Gemeinbedarfs-, G...

	(1) Vergrößert sich die Fläche eines Grundstücks, für das bereits eine Beitragspflicht entstanden ist oder das beitragsfrei an die öffentlichen Abwasseranlagen angeschlossen wurde (z. B. durch Zukauf) und erhöht sich dadurch die bauliche Nutzbarkeit d...
	(2) Absatz 1 gilt entsprechend, soweit
	1. Grundstücke unter Einbeziehung von Teilflächen, für die eine Beitragspflicht bereits entstanden ist, neu gebildet werden;
	2. für Grundstücksflächen die Voraussetzungen für eine Teilflächenabgrenzung nach § 31 Abs.1 Satz 1 KAG oder nach § 31 Abs.1 Nr. 2 entfallen.

	1. In den Fällen § 28 Abs. 1, sobald das Grundstück an einen öffentlichen Kanal angeschlossen werden kann.
	2. In den Fällen des § 28 Abs. 2 mit dem Anschluss, frühestens jedoch mit dessen Genehmigung.
	3. In den Fällen des § 36 Abs. 1, wenn die Vergrößerung des Grundstücks im Grundbuch eingetragen ist.
	4. In den Fällen des § 36 Abs. 2 Nr. 1, wenn das neu gebildete Grundstück im Grundbuch eingetragen ist.
	a) mit dem Inkrafttreten eines Bebauungsplanes bzw. dem Inkrafttreten einer Satzung i. S. von § 34 Abs.4 Satz 1 BauGB bzw. § 4 Abs. 2 a BauGB-Maßnahmengesetz;
	b) mit dem tatsächlichen Anschluss der Teilflächen, frühestens mit der Genehmigung des Anschlusses;
	c) bei baulicher Nutzung ohne tatsächlichen Anschluss mit der Erteilung der Baugenehmigung;
	d) bei gewerblicher Nutzung mit dem Eintritt dieser Nutzung.
	(1) Die Gemeinde erhebt Vorauszahlungen auf den Beitrag in Höhe von 80 v. H. der voraussichtlichen Beitragsschuld, sobald mit der Herstellung der öffentlichen Abwasseranlagen begonnen wird.
	(2) Der Abwasserbeitrag und die Vorauszahlungen werden jeweils einen Monat nach Zustellung des Abgabebescheides fällig.
	(1) Der Abwasserbeitrag kann vor Entstehung der Beitragsschuld abgelöst werden. Der Betrag einer Ablösung bestimmt sich nach der Höhe des voraussichtlich entstehenden Beitrages.
	(2) Für den Einzelfall wird die Ablösung durch Vereinbarung zwischen der Gemeinde und dem Beitragspflichtigen getroffen.
	VI. Abwasser- und Untersuchungsgebühren

	(1) Die Abwassergebühren werden getrennt für die auf den Grundstücken anfallende Schmutzwassermenge (Schmutzwassergebühr, § 44) und für die anfallende Niederschlagswassermenge (Niederschlagswassergebühr, § 45) erhoben.
	(2) Bei sonstigen Einleitungen (§ 14 Abs. 4) bemisst sich die Abwassergebühr nach der eingeleiteten Schmutzwasser- bzw. Wassermenge.
	(3) Wird sonstiges Abwasser bzw. Schlämme zu einer öffentlichen Abwasserbehandlungsanlage gebracht, bemisst sich die Abwassergebühr nach der Menge des angelieferten Abwassers und Berücksichtigung des Verschmutzungsfaktors gem. § 47 Abs. 2.
	(1) Schuldner der Abwassergebühr ist der Grundstückseigentümer. Der Erbbauberechtigte ist anstelle des Grundstückseigentümers Gebührenschuldner. Beim Wechsel des Gebührenschuldners hat der bisherige Gebührenschuldner die Abwassergebühr bis zum Ende de...
	(2) Schuldner der Untersuchungsgebühr ist der Einleiter gemäß § 23 Abs. 1.
	(3) Schuldner der Abwassergebühr nach § 42 Abs. 3 ist derjenige, der das Abwasser anliefert.
	(4) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner.

	(5) Neben dem Gebührenschuldner nach Abs. 1 kann auch der unmittelbare Benutzer der öffentlichen Abwasseranlagen, nämlich der aufgrund eines Miet-, Pacht- o. ä. Rechtsverhältnisses zur Benutzung oder Nutzung des Grundstücks oder von Grundstücksteilen ...
	Dies gilt nicht, wenn er vor seiner Inanspruchnahme durch die Gemeinde nachweislich bereits an den Grundstückseigentümer gezahlt hat.
	(2) In den Fällen des Abs. 1 Nr. 2 bis 4 hat der Gebührenschuldner geeignete Meßeinrichtungen auf seine Kosten anzubringen und zu unterhalten. Die Gemeinde kann im Einzelfall hiervon Ausnahmen zulassen.
	1. Dächer:
	1.1 Standarddach (flach oder geneigt) 1,0
	1.2 Gründach und Grünüberdeckung mit einer Aufbauhöhe von 10 bis 30 cm 0,5
	1.3 Gründach und Grünüberdeckung mit einer Aufbauhöhe von mehr als 30 cm 0,2

	2. Befestigte Flächen:
	2.1 Asphalt, Beton 1,0
	2.2 Pflaster, Platten, Verbundsteine 0,6
	2.3 Kies, Schotter, Rasengittersteine, Sickerpflaster oder vergleichbar wasserdurchlässiger  Materialien 0,2
	3. Versickerungsanlagen: Mulden / Mulden-Rigolen-Systeme mit Überlauf und Anschluss an die öffentlichen Abwasseranlagen und einem Stauraumvermögen von 2,0 cbm je 100 qm angeschlossener Fläche  0,2.

	4. Andere Versiegelungsarten:  Für versiegelte Flächen anderer Art gilt derjenige oben genannte Faktor, der der in Ziff. 1 bis 3 genannten Versiegelungsart bezüglich seiner Wasserdurchlässigkeit am nächsten kommt.
	5. ab 2017 für Zisternen, die mit Überlauf an die öffentliche Abwasseranlange angeschlossen sind
	5.1 Flächen, die an Zisternen mit einem Mindestvolumen von 3 cbm angeschlossen sind 0,9
	5.2 Flächen, die an Retentionszisternen mit einem Rückhaltevolumen von 2,0 cbm  je 100 qm angeschlossener Fläche angeschlossen sind 0,2


	(2) Für Abwasser, das zu einer öffentlichen Abwasserbehandlungsanlage gebracht wird (§ 42 Abs. 3), wird der Gebührensatz je Kubikmeter Abwasser bzw. Schlämme aus dem Abwasserreingungskostenanteil der Gebühr für die zentrale Abwasserbeseitung unter Ber...
	(1)  Wird in die öffentlichen Abwasseranlagen stark verschmutztes Abwasser eingeleitet, so werden Kosten für deren Behandlung einschließlich der Klärschlammbeseitigung verursacht, die die durchschnittlichen Kosten normal verschmutzten Abwassers überst...
	1. Bei Abwasser mit einer Konzentration an chemisch oxidierbaren Stoffen, gemessen
	am chemischen Sauerstoffbedarf (CSB) von 600 bis 1.200 mg/l um 31 v.H.,
	für jede weiteren angefangenen 600 mg/l um jeweils weitere 31 v.H.
	2. Bei Abwasser mit einer Konzentration an Gesamtstickstoff (Nges) von 80 - 160 mg/l.um 14 v.H.,
	für jede weiteren angefangenen 80 mg/l um jeweils weitere 14 v.H.
	3. Bei Abwasser mit einer Konzentration am Gesamtphosphor (Pges) von 20 - 40 mg/l um 8 v.H.,
	für jede weiteren angefangenen 20 mg/l um jeweils weitere 8 v.H.

	(2) Die Zuschläge nach Abs. 1 a) und b) Nr. 1 bis 3 werden nebeneinander erhoben.
	(3) Die Absätze 1 und 2 finden keine Anwendung, wenn die auf dem Grundstück anfallende Abwassermenge jährlich nicht mehr als 2.000 m³ beträgt.
	(1) Die Verschmutzungswerte von stark verschmutztem Abwasser werden durch die Gemeinde nach mittleren Verschmutzungswerten festgesetzt. Dabei werden die Verschmutzungswerte zugrunde gelegt, die sich aus dem arithmetischen Mittel von mindestens 8 Abwas...
	(2) Für die Abwasseruntersuchungen nach Abs. 1 werden an jeder Einleitungsstelle repräsentative Mischproben entnommen. Dies entspricht einer Abwassermischung aus mindestens 8 Einzelproben. Die Einzelproben sind im Abstand von nicht weniger als 5 Minut...
	1. Chemisch-oxydierbare Stoffe: Chemischer Sauerstoffbedarf (CSB), DIN 38409-H 41.
	2. Gesamtstickstoff: Der Gesamtstickstoff nach DEV H 12 setzt sich zusammen aus der Summe von
	3. Gesamtphosphor: Summe von hydrolysierbarem Phosphat und Orthophosphat, Photometrische Bestimmung nach der Vanadat - Molybdat - Methode.

	(3) In den Fällen des § 42 Abs. 1 bis 2 entsteht die Gebührenschuld mit dem Ablauf des jeweiligen Veranlagungszeitraumes. Endet ein Benutzungsverhältnis vor Ablauf des Veranlagungszeitraumes, entsteht die Gebührenschuld zu diesem Zeitpunkt. Veranlagun...
	Solange die Gebührenschuld noch nicht entstanden ist, sind vom Gebührenschuldner i.d.R. monatliche Vorauszahlungen zu leisten. Die Höhe der Vorauszahlung und deren Fälligkeit wird durch Bescheid festgesetzt und basiert auf dem zuletzt festgestellten ...
	Die für den Veranlagungszeitraum entrichteten Vorauszahlungen werden auf die Gebührenschuld für diesen Zeitraum angerechnet.
	(4) In den Fällen des § 43 Abs. 1 Satz 3 entsteht die Gebührenschuld für den bisherigen Grundstückseigentümer mit Beginn des auf den Übergang folgenden Kalendermonats, für den neuen Grundstückseigentümer mit Ablauf des Kalendermonats.
	(5) In den Fällen des § 42 Abs. 2 entsteht die Gebührenschuld bei vorübergehender Einleitung mit Beendigung der Einleitung, im Übrigen mit Ablauf des Veranlagungszeitraumes.
	(6) In den Fällen des § 42 Abs. 3 entsteht die Gebührenschuld mit der Anlieferung des Abwassers.
	VII. Ordnungswidrigkeiten

	(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 142 Abs. 1 GemO handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
	1. entgegen §§ 4 bis 7 ein Grundstück nicht oder nicht fristgemäß an die öffentlichen Abwasseranlagen anschließt,
	2. entgegen § 4 Abs. 1 das Abwasser nicht der Gemeinde überläßt,
	3. entgegen § 8 Abs. 1 und 2 von der Einleitung ausgeschlossene Abwässer oder Stoffe in die öffentlichen Abwasseranlagen einleitet oder die vorgeschriebenen Höchstwerte für einleitbares Abwasser nicht einhält,
	4. entgegen § 9 Abs. 1 Abwasser ohne Vorbehandlung oder Speicherung in öffentliche Abwasseranlagen einleitet,
	5. entgegen § 9 Abs. 2 fäkalienhaltiges Abwasser ohne ausreichende Reinigung in öffentliche Abwasseranlagen einleitet, die nicht an ein öffentliches Klärwerk angeschlossen sind,
	6. entgegen § 9 Abs. 3 bei Trennverfahren das Schmutzwasser nicht getrennt von dem Niederschlagswasser und dem nicht reinigungsbedürftigen Abwasser in die jeweils dafür bestimmten Abwasseranlagen einleitet,
	7. entgegen § 9 Abs. 4 festgesetzte Frachtbegrenzungen nicht einhält.
	8. entgegen § 10 Vorrichtungen zur Messung und Registrierung der Abwassermengen und der Beschaffenheit des Abwassers in die Grundstücksentwässerungsanlage nicht einbaut oder nicht an sonst geeigneter Stelle auf dem Grundstück anbringt oder nicht betre...
	9. entgegen § 12 Abs. 4 ein Grundstück nicht an einen vorgeschriebenen gemeinsamen Anschlusskanal anschließt,
	10. entgegen § 12 Abs. 6 einen vorläufigen oder vorübergehenden Anschluss nicht von der Gemeinde herstellen läßt,
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	(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2006 erstmals in Kraft.
	(2) Die Abwassersatzung in der Fassung vom 21.10.1999, zuletzt geändert am 16.12.2004, tritt mit Ablauf des 31.12.2005 außer Kraft.
	(3) Soweit eine Beitragsschuld nach dem bisherigen Satzungsrecht entstanden ist, gelten anstelle dieser Satzung die bisherigen Satzungsbestimmungen, welche im Zeitpunkt der Entstehung der Beitragspflicht gegolten haben.

